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11 Einführung
„Kinder kriegen die Leute sowieso1“.sagte der erste deutsche Bundeskanzler
1957 Jahren, um jegliche Zweifel an dem von ihm eingeführten Umlagefin-
anzierten Rentensystem zu zerstreuen. Dass sich die Zeiten seit dem erheb-
lich geändert haben, merken wir nicht nur daran, dass die Rente alles andere
als sicher ist. Auch der Nachwuchs, über den Konrad Adenauer sich noch
keine Sorgen machen zu müssen glaubte, ist heute eine knappe Ressource2.
Unter anderem, um dieser problematischen demografischen Entwicklung
entgegen zu wirken, habe sich Politik und Verwaltung seit der Mitte des
letzten Jahrzehnts verstärkt für den Ausbau und die Ausweitung der  Kinder-
und Kleinkindbetreuung eingesetzt. Einerseits wurden – z.B. vom Bund –
Millionenbeträge für diesen Zweck zur Verfügung gestellt, andererseits
ambitionierte Ziele formuliert und die Kommunen in die Pflicht genommen.
Der Ausbau ist  gerade erst richtig in Fahrt gekommen:
Immer mehr Betreuungsplätze werden geschaffen, die Betreuung immer in-
tensiver, die betreuten Kinder immer jünger und die Betreuungszeiten immer
länger. Seit Mitte letzten Jahres gilt ein erweiterter gesetzlicher Betreuungs-
anspruch, der auch Kleinkinder umfasst. Und die Hauptlast all dessen – auch
finanziell – tragen die Gemeinden. Vor diesem Hintergrund wurde im Dezem-
ber 2011 der Pakt für Familien mit Kindern geschlossen3. Die grün-rote Lan-
desregierung und die Kommunalen Landesverbände,Baden-Württembergs,
d.h. Landkreis-, Städte- und Gemeindetag, unterzeichneten den Pakt. Sie
verständigten sich darin unter anderem darauf, das gesetzliche Berechnungs-
verfahren einer bestimmten Finanzzuweisung grundlegend zu ändern. Es
handelte sich dabei um den Kleinkindlastenausgleich nach § 29c FAG, den
die Gemeinden vom Land erhalten. Die Ankündigung, dass der neue Berech-
nungsmodus zum Jahr 2014 in Kraft würde, beflügelte die Kommunen zur
Hoffnung auf befriedigende Zuweisungsbeträge. Städtetagspräsidentin
Barbara Bosch sprach sogar von einem „Meilenstein“. Als die Zuweisung
dann 2014 kam, stellten die meisten Kommunen irritiert fest, dass sie nicht
1 Konrad Adenauer zitiert nach Internet: news.de.msn/politik (2011).
2 vgl. Dürr, Christiane (2009), S. 576 f.1.
3 vgl. Hinz, Stefanie (2011) in Rundschreiben, R 19349/2011, S. 3 ff , s. Anhang V-1k.
2mehr, sondern weniger an Zuweisungen für die Kleinkindbetreuung erhielten
und entsprechend groß war die Entrüstung. Im Rahmen dieser Arbeit habe
ich mich mit der Zuweisung nach § 29c FAG ihrer Berechnungssystematik
und deren Änderung auseinandergesetzt. Ich möchte zeigen, wie die Zuweis-
ungsbeträge des Jahres 2014 sich ergaben und erläutern, woran es lag, dass
die Gemeinden bei Ankündigung des neuen Berechnungverfahrens erfreut
auf seine Umsetzung aber mit Enttäuschung reagierten. Ich habe versucht,
das Bemessungsverfahren unvoreingenommen auf seine Zweckmäßigkeit
und Angemessenheit zu überprüfen und mir ein Urteil gebildet. Anhand des
Beispiels der Stadt Schwäbisch Hall möchte ich darstellen, wie sich die
veränderte Zuweisung in den betroffenen Gemeinden bisher ausgewirkt hat
und weiter auswirken wird. Insbesondere habe ich analysiert, wie sich
Gemeinden individuell oder kollektiv verhalten müssten, um innerhalb der
geltenden Zuweisungssystematik keine vermeidbaren Nachteile zu erleiden
bzw. mögliche Vorteile wahrzunehmen. In diesem Sinn finden sich in dieser
Abhandlung auch Handlungsempfehlungen an die Stadt Schwäbisch Hall für
den Fall, dass es bis auf weiteres bei der möglicherweise unzureichende
Finanzausstattung bleibt.
32 Die Aufgabe der Kleinkindbetreuung
Die Kleinkindbetreuung ist eine besondere Form der Kinderbetreuung.
2.1 Definition Kinderbetreuung
Kinderbetreuung ist eine Jugendhilfeleistung für Kinder bis zum schul-
pflichtigen Alter und deren Eltern, die vor allem öffentliche, kirchliche und
sonstige freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe erbringen. Sie zeichnet sich
dadurch aus, dass Personen mit pädagogischer Qualifikation regelmäßig und
hauptberuflich die Versorgung und Aufsicht mehrerer fremder Kinder über-
nehmen. Angebote der Kinderbetreuung werden auf freiwilliger Basis in An-
spruch genommen. Sie unterstützen und ergänzen im Sinne einer Erzieh-
ungspartnerschaft4 die Erziehungsarbeit der Eltern. Die Kinderbetreuung hat
den gesetzlichen Auftrag, Kinder in ihrer sozialen, emotionalen körperlichen
und geistigen Entwicklung zu fördern5. Sie umfasst die Erziehung, Bildung
und Betreuung und verfolgt als Ziel, Kindern zu helfen eine eigenverantwort-
liche und gemeinschaftsfähige Persönlichkeit zu entwickeln. Immer mehr
Bedeutung hat in den letzten Jahren der elternbezogene Aspekt der Kinder-
betreuung, zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf beizutragen, gewonnen.
2.1.1 Abgrenzung des Begriffs „Kleinkindbetreuung“
Unter Kleinkindbetreuung wird Kinderbetreuung für Kinder bis zur Vollendung
des 3. Lebensjahres verstanden. Für die Kleinkindbetreuung gelten die be-
sonderen gesetzlichen Anforderungen des Kindertagesbetreuungsgesetzes
(KiTaG). Eine Einrichtung zur Betreuung Unter-3-jähriger bedarf einer Erlaub-
nis nach § 45 des Achten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB VIII) und
muss mindestens zehn Stunden pro Woche geöffnet sein6.
2.1.2 Rechtsanspruch auf Kleinkindbetreuung7
§ 24 SGB VIII räumt vielen Kinder einen Rechtsanspruch auf einen Regel-
oder Halbtagsbetreuungsplatz, ein, den Eltern ggfs. einklagen können. Seit
4 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 35 f.
5 § 22 Abs. 1-3 SGB VIII.
6 Vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 32.
7 Vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 9.
4dem 1.Januar 1996 besteht dieser Anspruch für Kinder ab 3 Jahren. Er ist in
Absatz 1 des § 24 SGB VIII verankert. Zum 1.August 2013 wurde mit Absatz
2 des § 24 SGB VIII dieser Anspruch auf  Kinder im Alter von 1-3 Jahren aus-
gedehnt. Für Kinder unter 3 Jahren gibt es bisher keinen subjektiv-rechtlichen
Anspruch auf einen Betreuungsplatz. Allerdings besteht aufgrund Abs. 3 des
§ 24 SGB VIII unter bestimmten Voraussetzungen die objektiv-rechtliche
Verpflichtung der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, einen Betreu-
ungsplatz zur Verfügung zu stellen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die El-
tern eines Kindes einer Erwerbstätigkeit nachgehen, Arbeit suchen, sich in
einer Aus- oder Weiter-bildungsmaßnahme befinden, studieren oder an einer
Eingliederungsmaßnahme nach Hartz IV teilnehmen.
2.1.3 Formen der Kleinkindbetreuung
Der Anspruch auf einen Betreuungsplatz kann auf verschiedene Arten erfüllt
werden. Die ganztägige Betreuung kann in einer Tageseinrichtung erfolgen
(institutionelle Kinderbetreuung). Dabei gibt es Tageseinrichtungen (Krippen),
in denen nur unter 3-jährige Kinder betreut werden. In anderen werden Unter-
3-jährige in altersgemischten Gruppen zusammen mit älteren Kindern, d.h.
bis zum Schuleintrittsalter betreut. Alternativ zur Betreuung in einer Tages-
einrichtung kann U3-Betreuung auch in Tagespflege erfolgen. Eine qualifi-
zierte Tagespflegeperson, d.h. eine Tagesmutter oder ein „Tagesvater“ kann
in dazu geeigneten Räumlichkeiten bis zu 5 Kinder betreuen. Grundsätzlich
steht den Eltern hinsichtlich der Betreuung ein umfassendes Wunsch- und
Wahlrecht hinsichtlich Form und Umfang der Betreuung8 zu.
2.2 Durchführung und Förderung der Kleinkindbetreuung
Die Kleinkindbetreuung ist durch das SGB VIII bundesrechtlich als öffentliche
Aufgabe definiert. Die Zuständigkeit ist dagegen seit 2009 landesrechtlich ge-
regelt9. In Baden-Württemberg sind jeweils für abgegrenzte Teilbereiche der
Kinderbetreuung sowohl die Kreise als auch kreisangehörige Gemeinden
zuständig.
8 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 59-65.
9 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.61.
52.2.1 Zuständigkeit der Kreise
Stadt- und Landkreise sind in Baden-Württemberg örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe10. Dies gilt auch für die Aufgabe der Kleinkindbetreuung. Bei
ihnen liegt die eigentliche Aufgabenzuständigkeit für die Kinder- und Klein-
kindbetreuung. Sie übernehmen die Gesamtverantwortung und sind gewähr-
leistungspflichtig. Eine Leistungsklage auf Bereitstellung eines Betreuungs-
platzes, richtet sich daher gegen den Kreis. Die Kreise nehmen ihre Ver-
0antwortung für die Aufgabe der Kleinkindbetreuung i.d.R durch ihre Jugend-
ämter wahr. Sie sind außerdem für die finanzielle und sonstige Förderung der
Kindertagespflege zuständig11.
2.2.2 Zuständigkeit der Gemeinden
Die Gemeinden von den Kreisen zur Durchführung der Aufgabe Kleinkindbe-
treuung herangezogen12. Insb. haben sie, darauf „hinzuwirken“, dass es ge-
nügend Betreuungsplätze für alle Kleinkinder mit einem Rechtsanspruch, inkl.
alle1-3-jährigen, gibt. Dazu sollen sie schwerpunktmäßig die freien Träger der
Jugendhilfe, die Betreuungsplätze schaffen fördern und finanzieren13.
Subsidiär dazu schaffen die Gemeinden solche Plätze, indem sie eigene Tag-
eseinrichtungen unterhalten. Neben der abschließenden Zuständigkeit für die
Finanzierung der Aufgabe institutionelle Kinderbetreuung, die die Gemeinden
seit 2006 trifft, liegt bei ihnen auch die Hauptlast der praktischen Durchführ-
ung14. Die Gemeinde ist auch verpflichtet, unter Beteiligung der freien
Jugendhilfeträger eine örtliche Bedarfsplanung zu betreiben, die alle Kinder
und Kleinkinder, welche einen gesetzlichen Anspruch auf Förderung haben,
erfasst und berücksichtigt. Bei den Aufgaben der kleinkindbezogenen Be-
darfsplanung und Abdeckung der Betreuungsansprüche handelt es sich seit
2009 jeweils um eine weisungsfreie Pflichtaufgabe der Gemeinde i.S. des §
10 vgl. § 1 Abs.1 Landes-Kinder und Jugendhilfe Gesetz (LKJHG).
11 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.70.
12 vgl. § 3 Abs.1,2 Kindertagesbetreuungsgesetz (KiTaG).
13 vgl. § 8 Abs. 1 KiTaG.
14 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 58 f,104.
62 Abs.2 Satz 1 der Gemeindeordnung (GemO)15. Davor nahmen sie die
Gemeinden als freiwillige Aufgaben nach eigenem Ermessen wahr.
2.2.3 Rolle der Träger der freien Jungendhilfe bei der U3-Betreuung
Eine Organisation, die ohne gesetzliche Verpflichtung aufgrund eigener freier
Entscheidung auf dem Gebiet der Jugendhilfe, z.B. in der Kleinkindbetreuung,
tätig ist, wird i.d.R. durch die öffentliche Jugendhilfe dauerhaft und institution-
ell gefördert und finanziert, wenn sie als Träger der freien Jugendhilfe (freier
Träger) anerkannt ist16. Eine Organisation erwirbt Anspruch auf diese Aner-
kennung, wenn sie deren gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt und seit mind.
3 Jahren entsprechend aktiv ist. Anerkannte Träger der freien Jugendhilfe,
die sich bundessweit auf dem Gebiet der Kleinkindbetreuung betätigen, sind
neben der Evangelischen und Katholischen Kirche und den Wohlfahrtsver-
bänden, insb. Vereine zur Förderung der Waldorf- oder Montessoripädagogik
oder auch örtliche Elterninitiativen. Den gemeinnützigen freien Träger gleich-
gestellt sind seit 2009 auch privat-gewerbliche, d.h. kommerzielle Träger von
Kindertageseinrichtungen17. Die freien Träger sind selbst nicht öffentlich-
rechtlich tätig, unterstützen aber die Gemeinden, indem sie aufgrund einer
vertraglichen Vereinbarung Leistungen erbringen, die einen Beitrag zur
Erfüllung der Aufgabe U3-Betreuung leisten. Eine kürzlich durchgeführte
Erhebung unter ausgewählten Städten im Land mit jeweils zwischen 30.000
und 50.000 Einwohnern hat gezeigt: Kirchliche und sonstige freie Träger
betreiben in diesen Gemeinden zwei Drittel der Tageseinrichtungen für rd. 59
% der betreuten Kleinkinder entfallen (s. Tabelle, S.8). Dies unterstreicht die
praktische Bedeutung der freien Träger für die U3-Betreuung.
2.2.4  Förderung freier Träger durch die Gemeinde
Der Umfang der gesetzlichen Förderung eines Trägers hängt davon ab, ob
eine von ihm betriebene Einrichtung in die gemeindliche Bedarfsplanung auf-
genommen ist18. Über die Aufnahme in den Bedarfsplan entscheidet die
15 vgl. Dürr, Christiane (2011)  S. 61, 66.
16 vgl. § 74 Abs.1,2 SGB VIII .
17 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.29 f.
18 vgl, Dürr, Christiane (2009), S. 574.
7Gemeinde nach pflichtgemäßem Ermessen19. In der Praxis findet ein Antrag
auf Aufnahme in den Bedarfsplan in aller Regel Bewilligung. Wenn eine Ein-
richtung, dieses Privileg nicht genießt, erhält der Träger einen Zuschuss in
Höhe des Betrages, den die Gemeinde ihrerseits im Vorjahr als Finanzu-
weisung für die dort betreuten Kinder vom Land erhalten hat. Bei Aufnahme
in die Bedarfsplanung erhält der Träger einen gesetzlichen Zuschuss, in
Höhe sich mind. auf 68% der Betriebsausgaben  beläuft20. Für die Über-3-
jährigen (Ü3-Betreuung) beläuft sich dieser Prozentsatz lediglich auf 63%.
Der Begriff „Betriebsausgaben“ ist jedoch nicht hinreichend konkretisiert.
Offen bleibt insbesondere, welche Einzelpositionen darin einfließen 21.
Die Höhe der Betriebsausgaben ist nach den Grundsätzen der
Erforderlichkeit und Angemessenheit festzustellen22. Oft geschieht dies
vertraglich, wobei man sich an den an der Betriebsausgaben-Definition der
u.a. von den Kommunalen Landesverbänden empfohlenen Rahmenverein-
barungen orientiert23. Über den gesetzlichen Zuschuss hinaus vereinbaren
einige Gemeinden zusammen mit den Grundlagen der gesetzlichen För-
derung mit ihren freien Trägern eine freiwillige Zusatzförderung24. In Schwä-
bisch Hall sehen diese Vereinbarungen für U3-Tageseinrichtungen eine 40%-
ige Übernahme des Abmangels, d.h. aller nicht durch Zuschüsse Elternbeit-
räge und sonstige Einnahmen gedeckten Kosten25 durch die Stadt vor.
2.3 Charakterisierung der Betreuungsformen aus Gemeindesicht
Die Formen der Kleinkindbetreuung, Tagespflege und  institutionelle
Betreuung in kommunalen oder freien Einrichtungen bzw. altersgemischten
Gruppen sind unter wirtschaftlichen und sonstigen Aspekten verschieden zu
bewerten.
19 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 73,109 ff.
20 vgl. § 8 Abs.2,3 KiTaG.
21 vgl. LT-Drs. 14/3659 S.17.
22 vgl. LT-Drs. 14/3659, S. 2.
23 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.111 f, 159.
24 vgl. § 8 Abs. 5 KiTaG.
25 vgl. Stadt Schwäbisch Hall, Mustervertrag über Betrieb und Förderung von
Krippengruppen, Ziff. 5.2, s. Anhang V-3.
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Lörrach Zahl der Kinder  (ungew.) 60 43 206 107 416 23,11
Zahl der Einrichtungen 2 6 10 18
Rastatt Zahl der Kinder  (ungew.) 80 150 78 13 321 13,96
Zahl der Einrichtungen 4 12 7 23
Biberach Zahl der Kinder  (ungew.) 20 40 130 33 223 9,29
an der Riß Zahl der Einrichtungen 4 14 6 24
Singen Zahl der Kinder  (ungew.) 126 135 66 18 345 16,43
(Hohenwiel) Zahl der Einrichtungen 9 8 4 21
Heidenheim Zahl der Kinder (ungew.) 105 101 23 16 245 9,07
an der Brenz Zahl der Einrichtungen 6 18 3 27
Bruchsal Zahl der Kinder  (ungew.) 0 152 126 83 361 20,06
Zahl der Einrichtungen 0 10 8 18
Schwäbisch Zahl der Kinder  (ungew.) 127 27 87 31 272 10,46
Hall Zahl der Einrichtungen 13 4 9 26
Rottenburg Zahl der Kinder  (ungew.) 51 116 49 0 216 6,97
am Neckar Zahl der Einrichtungen 6 20 5 0 31
Ettlingen Zahl der Kinder  (ungew.) 2 86 77 119 284 17,75
Zahl der Einrichtungen 1 8 7 16
Ostfildern Zahl der Kinder  (ungew.) 25 73 100 71 269 16,81
Zahl der Einrichtungen 3 8 5 16
Albstadt Zahl der Kinder  (ungew.) 60 85 35 10 190 7,92
Zahl der Einrichtungen 8 14 2 24
Balingen Zahl der Kinder  (ungew.) 67 77 51 40 235 9,04
Zahl der Einrichtungen 10 12 4 26
Nürtingen Zahl der Kinder  (ungew.) 94 0 60 59 213 23,67
Zahl der Einrichtungen 5 0 4 9
Schorndorf Zahl der Kinder  (ungew.) 41 67 67 50 225 15,00
Zahl der Einrichtungen 6 3 6 15
Kornwest- Zahl der Kinder (ungew.) 170 30 75 18 321 21,40
Heim Zahl der Einrichtungen 10 3 2 15
Durch- Zahl der Kinder  (ungew.) 69 79 82 45 276 15
Schnittswert Zahl der Einrichtungen 6 9 5 - 21
Quelle: Erhebung zur Betreuungssituation, Anlage1.
2.3.1   Kindertagespflege
Für die Altersgruppe der Unter-3-jährigen – anders als für ältere Kinder –
steht die Kindertagespflege i.S. des KiTaG der institutionellen Betreuung als
gleich-wertige Betreuungsform gegenüber26. Für Kinder ab 1Jahr muss die
frühkind-liche Förderung gewährleistet sein27. Grundsätzlich kann die
Gemeinde aber wählen, ob sie ihrer Verpflichtung, einen Betreuungsplatz
bereit zu stellen, durch eine Tageseinrichtung oder in der Tagespflege
nachkommt. Tagespfle-gepersonen arbeiten in der Regel selbständig und
nutzen dazu ihre eigenen Räumlichkeiten. Deshalb verursacht die
26 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.63,109.
27 vgl. § 8 Abs.1-3 KiTaG.
9Kindertagespflege wesentlich gerin-gere Gesamtkosten als die Betreuung in
Tageseinrichtungen. Davon abge-sehen entstehen den kreisangehörigen
Gemeinden durch sie  i.d.R. über-haupt keine Kosten, weil die örtlichen
Träger der öffentlichen Jugendhilfe für Vermittlung, Förderung und
Finanzierung der Kindertagespflege zuständig sind. Insoweit die Gemeinden
durch U3-Betreuung in Kindertagespflege entlastet wird, ist die Betreuung für
sie wirtschaftliche sehr vorteilhaft, insbe-sondere, wenn sie, z.B. als
Stadtkreis, nicht selbst örtlicher Träger der öffent-lichen Jugendhilfe ist.
Aufgrund der erheblichen Aufwands- und Kostener-sparnis sind viel
Gemeinden bereit, die Tagespflege und deren Akteure durch freiwillige
Bezuschussung zu unterstützen. Gewisse Gemeinden, wie z.B. die Stadt
Ettlingen, stützen ihr U3-Betreuungsangebots zu großen Teilen auf die
Tagespflege28. Die Qualität der Tagespflege soll durch gesetzliche Anforder-
ungen insbesondere an die Persönlichkeit und Sachkompetenz der Tages-
pflegeperson sichergestellt werden29. Dabei wird verhältnismäßig geringer
Wert auf die formelle berufliche Qualifikation gelegt. Die verlangten „vertieften
Kenntnisse“ hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege werden zu-
meist in Qualifizierungskursen von weniger als 160 Stunden erworben, die
natürlich nicht mit der z.T. akademischen Ausbildung der Fachkräfte in den
Tageseinrichtungen verglichen werden kann30. Deshalb bezweifeln einige
kommunale Verantwortliche, dass Tagespflege den im Betreuungsauftrag der
Kinderbetreuung enthaltenen Aspekte Bildung und Förderung im selben Maß
gerecht werden kann wie die Tageseinrichtungen.
2.3.2  Städtische Einrichtungen
In den Städten, die im Rahmen der bereits zitierten Erhebung befragt wurden,
werden etwa ein Drittel der Kleinkinder in städtischen Tageseinrichtungen be-
treut. Die Kommunen haben den Vorrang der freien Träger zu beachten. Sie
sind verpflichtet solche Einrichtungen zu betreiben, wenn das Angebot der
freien Träger den örtlichen Bedarf nicht deckt. Ungedeckter Bedarf kann in
28 vgl. Erhebung zur Betreuungssituation, s. Anlage1
29 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.32 f.
30 vgl. § 7 Abs. 1 Nr.1 KiTaG.
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quantitativer oder in qualitativer Hinsicht vorliegen31. Die Notwendigkeit für die
Gemeinde, eigene Tageseinrichtungen  für Kinder zu schaffen, könnte entste-
hen, wenn seitens der Eltern ein Angebot gewünscht wird, dem die vorhande-
nen freien Träger aufgrund ihrer spezifischen Wertorientierungen, Inhalten,
Methoden und Arbeitsformen qualitativ nicht entsprechen können. Gäbe es
z.B. in einer Gemeinde nur Tageseinrichtungen in kirchlicher Trägerschaft,
und widerspräche es den Erziehungsvorstellungen einer Anzahl von anders-
gläubigen oder konfessionslosen Eltern, ihre Kinder dort betreuen zu lassen,
wäre das der Fall. Als Trägerin einer Einrichtung übernimmt die Stadt auch
inhaltliche Verantwortung für den Betreuungsauftrags. Ein gesetzlich normier-
tes Anforderungsprofil an die berufliche und persönliche Qualifikation von
Erzieherinnen und Erziehern soll qualitativ hochwertige Betreuung gewähr-
leisten. Die Gemeinde betreibt ihre eigenen Tageseinrichtungen als öffent-
liche Einrichtungen32. Sie trägt deren Gesamtbetriebskosten, die sie zu finan-
zieren und zu erwirtschaften hat, insb. Gebäude-, Investitions-, Personal-,
Sach- , und Verwaltungs- Kosten. Wirtschaftlicher Sicht erscheint das Betrei-
ben eigener kommunaler Einrichtungen daher zunächst eher kostspielig.
2.3.3 Freie Träger
Das Jugendhilferecht verleiht den freien Trägern eine relativ starke, unab-
hängige Stellung33. Hinsichtlich ihrer Einrichtungen behalten sie Personal-
und Beitrags-Hoheit und sind insoweit dem direkten Einfluss der Gemeinde
entzogen. Ihre Unabhängigkeit ermöglicht das vom Gesetzgeber gewünschte
vielfältige und plurale Betreuungsangebot34. Die Qualitätsstandards von Be-
treuung, Förderung etc. sind gegenüber denen der Gemeinde gleichwertig.
Sie gelten entweder aufgrund Gesetz, Verwaltungsakt oder vertraglicher Ver-
einbarung. Viele Gemeinden schätzen die freien Träger als kostengünstige
Alternative zur eigenen kommunalen Einrichtungen. Wohl auch deswegen
überstieg in über der Hälfte der im Rahmen der oben zitieren Erhebung be-
fragten Städte die Zahl der Einrichtungen freier Träger die der städtischen
31 VGH BW Urteil vom 4.6.2008 (Az. 12 S 2559/06) zitiert aus Dürr, Christiane (2011), S.67.
32 Vgl. § 10 GemO.
33 Vgl.§ 3 Abs. 1-3 SGB VII.
34 Vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 49, 16 f.
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Einrichtungen um ein Mehrfaches35. In Ettlingen gibt es eine einzige städ-
tische Einrichtung, in Bruchsal überhaupt keine. Manche Städte sehen sich
dagegen veranlasst, die Kostengünstigkeit der freien Träger zu hinterfragen
und zwar aus folgenden Gründen:
 In einigen Städten, z.B. in Schwäbisch Hall,  scheint die Förderung der
freien Träger so attraktiv zu sein, dass privat-gewerbliche Träger sich
dort niederlassen, Anspruch auf gemeindliche Zuschüsse erwerben
und ihre Tageseinrichtungen für Unter-3-jährige offenbar gewinn-
bringend betreiben36. In Schwäbisch Hall z.B. hat die gewerbliche
Zottele Dienstleistungs-GmbH das Kinderhaus Zottele 5 eröffnet. Der
privat-gewerbliche Träger betreibt bereits mehrere Standorte in
Crailsheim (ebenfalls Kreis Schwäbisch Hall) und Bad Mergentheim
(Main-Tauber-Kreis) nach diesem Geschäftsmodell.
 Die freien Träger erhalten für die Kinder, die sie betreuen, wesentlich
höhere Zuschussbeträge von der Stadt Schwäbisch Hall als die Stadt
ihrerseits für dieselben Kinder an Zuweisungen vom Land erhält 37.
Bezogen auf den FAG-Kleinkindlastenausgleich hieße das: Auf 43 %
der Kinder entfallen 74 % der Zuweisungen (s. Tabelle 2, S.12).
 Die u.a. von den Kommunalen Landesverbänden empfohlenen
Rahmen-vereinbarungen, die in zahlreichen Städten Grundlage der
Betriebskosten-förderung sind, erkennen effektiv mehr
Betriebsausgaben an als z.B. das Land BW im Rahmen des
Kleinkindlastenausgleichs.
 Die Zweckmäßigkeit freiwilliger Abmangelbeteiligung, die z.B. in
Schwäbisch Hall mit den freien Trägern zusätzlich zur gesetzlichen
Förderung vereinbart wurde, erscheint jedenfalls mit Hinblick auf die
offensichtliche Rentabilität privat-gewerblicher Einrichtungen fraglich,
zumal bei Ermittlung des Abmangels – zumindest in Schwäbisch Hall –
Einnahmen der freien Träger durch Elternbeiträge nur bis zu einem
Betrag berücksichtigt werden, der niedriger ist als die Tatsächlichen
35 s. Tabelle 1, S.8.
36 Vgl. Stadt Schwäbisch Hall, Mustervertag über Betrieb und Förderung von
Kleinkindgruppe, Ziff. 5.4, (Anhang V-3).
37 Vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 109.
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Gebühreneinnahmen38. So wird ein Abmangel gefördert, den es in
dieser Höhe gar nicht gibt.
Tabelle 2: Zuschüsse der Stadt Schwäbisch Hall an freie Träger und
Zuweisungen des Landes an die Stadt Schwäbisch Hall
Quelle: Stadt Schwäbisch Hall, Erläuterungen zum Doppelhaushalt 2014/2015, s. Anhang V-4
 Von den im Rahmen der bereits zitierten Erhebung befragten Städten war
es den wenigsten möglich, definitive Aussagen über die personelle Aus-
stattung ihrer freien Träger zu machen40. Offensichtlich fehlt es hier an
Transparenz. So könnte es unerkannt zur Finanzierung ineffiziente
Strukturen durch öffentliche Mittel kommen.
Daher muss die Frage gestellt werden, ob in Sachen U3-Betreuung die freien
Träger im Vergleich zu den öffentlichen Einrichtungen tatsächlich die kosten-
günstigeren Leistungserbringer sind, für die man sie hält. Eine platzkosten-
bezogene Betrachtung zieht das gewisserweise in Zweifel: Die Kosten, die in
38 Vgl. Stadt Schwäbisch Hall, Mustervertrag über Betreib und Förderung einer
Krippengruppe, Ziff, 5.4, Abs.3, s. Anhang V-3.
39 Vgl. Hinz, Stefanie und Schmid, Willi  (2014), in Rundschreiben R 23855/2014,S. 2,s.
Anhang V-1.f.




freier Träger aufgrund von §
8 Abs.3,5 KiTaG
1.136.000 € 1.539.258 €
Zuweisungen des Landes
BW an die Stadt
Schwäbisch Hall aufgrund
von § 29 c FAG
Anteil am
Gesamtzuweisungs-Betrag 73,80 % 100 %
Zahl der in Tagesrichtungen
freier Träger betreuten










Gesamtkinderzahl 42,84 % 100 %
Soviel erhält die
Tageseinrichtung eines
freien Trägers aufgrund § 8
Abs. 3 KiTaG für ein nach
Betreuungszeit gewichtetes
Kind von der Stadt
Schwäbisch Hall
16.159,32 € 9.379,72 €39
Soviel erhält die Stadt
Schwäbisch Hall aufgrund





2014 in Schwäbisch Hall gemäß den Ansätzen des HHP insgesamt für ein
Kleinkind entstehen, das in der Einrichtung eines freien Trägers betreut wird,
liegen weniger als 11 % unter den Kosten für ein städtisch betreutes Kind
(s. Tabelle 3, S. 13) 41 Geht man davon aus, dass der Gesamtumfang der
städtischen Bezuschussung (68% Betriebskosten + 40% Abmangel) zu einer
Gesamtkostendeckung zwischen 70 % und 80 % geführt hat, dann sind die
Einrichtungen der freien Träger sogar teurer als die der Stadt. Gewinne sind
den freien Trägern daher nur aufgrund sehr hoher Gebühren und deren
Nichtberücksichtigung bei der Abmangelbeteiligung möglich. Sicherlich ist
dieser Befund z.T. der spezifischen Haller Vertragsgestaltung geschuldet,
vergleichbare Situationen bestehen vermutlich aber auch woanders.
2.3.4 Altersgemischte Gruppen
U3-Betreuung in altersgemischten Gruppen war in den Jahren 2003-2005 die
vorherrschende Betreuungsform42. Sie ermöglicht es, die U3-Betreuung mit
geringem organisatorischem Mehraufwand in den bestehende Kindergarten-
betrieb zu integrieren. Heute tendieren Eltern stärker zu reinen U3-Krippen,
so dass Kommunen ihr Angebot an altersgemischten Gruppen reduzieren43.
Es gibt keine Hinweise darauf, dass die Kosten der Betreuung in altersge-
mischten Gruppen erheblich von denen anderer U3-Betreuungsformen
abweichen.
2.3.5 Fazit zum Vergleich der Betreuungsformen
Die Tagespflege ist eine wirtschaftlich vorteilhafte  Möglichkeit, den Anspruch
auf einen Betreuungsplatz zu erfüllen.  Die Tageseinrichtungen freier Träger
kosten die Gemeinde nicht unbedingt weniger als eigene städtische Ein-
41 Dabei ist beim Wert von 1.136.000 € noch nicht einmal die Kosten der Kinder in
altersgemischten Gruppen auf Seiten der freien Träger berücksichtigt. Diese sind im
Kostenanteil Ü3 enthalten und konnten nicht isoliert werden. Erreicht ihr Kostenanteil die
60.000 €, was nicht unwahrscheinlich ist, dann wäre das Angebot der freien Träger auch für
die Stadt teurer als das eigene.
42 Engelhardt, Walter  (2008), S.7, s. Anhang V-7
43 vgl. Stadt Schwäbisch Hall, Kindergarten-Bedarfsplan, S.19.
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Richtungen. Sie legitimieren sich aber vielmehr dadurch, dass sie ein
vielfältiges Betreuungsangebot zu gewährleisten44. Vielfalt und Wahlmög-
lichkeiten sind vom Gesetzgeber gewollt und haben ggfs. ihren wirtschaf-
tlichen Preis. Kommunale Einrichtungen dienen dazu, quantitativen und
qualitativen subsidiär abzudecken. Sie verursachen der Gemeinde hohe
Kosten, können aber durchaus wirtschaftlicher betrieben werden als
Einrichtungen freier Träger.
Tabelle 3: Planmäßige Kosten der U3-Betreuung für 2014 in Schwäbisch
Hall - Freie Träger und städtische Einrichtungen im Vergleich
ordentliche Aufwendungen der Kinderbetreuung (Ü3+U3) : 12.092.349 €
Abmangelzahlungen an nicht städtische Einrichtungen (Ü3+U3) : 3.328.000 €
ordentliche Erträge der Kleinkindbetreuung (Ü3+U3) : 5.712.140 €
FAG-Zuweisungen (U3 +Ü3) : 4.191.000 €





prozentualer Anteil an der gewichteten
Kinderzahl 57% 43%
Anteil an den ordentlichen Aufwendungen 2.463.755 € 1.136.000 €46
Anteil an den Zuweisungen nach FAG 879.798 € 659.414 €
Anteil an ordentlichen Erträgen 869.468 € 0
ungedeckte Aufwendungen 714.489 € 476.586 €
undgedeckte Aufw. je Kind (gew.
Kinderzahl) 7.046 € 6.271 €
Quelle: Stadt Schwäbisch Hall, Erläuterungen zum Haushalt 2014/2015, s. Anhang V-4
2.4 Entwicklung und Ziele der Kleinkindbetreuung47
Die Aufgabe der Kleinkindbetreuung hat landesweit in den letzten 10 Jahren
sehr an Bedeutung gewonnen48. Die Zahl der Betreuungsplätze hat sich seit-
44 Vgl. Dürr, Christiane (2009), S. 577f.
45 Vgl.Christner, Agnes (2014) in Rundschreiben, R 23629/2014, S.2f.
46 s. Fußnote 41, S. 13
47 Vgl. Hausmann, Bernd (2013), S.6ff.
48 Vgl. Engelhardt, Walter (2008), S. 6-9.
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dem versechsfacht49. Die Betreuungsquote ist von 4,5% in 2003 auf 25,5% in
2013 gestiegen50. Angestrebt wurde für 2013 allerdings eine Quote von 34%.
Hintergrund dessen ist der gesteigerte Stellenwert, der frühkindlicher Bildung
v.a. seit der sogenannten „Pisa-Studie“ von 2001 bundesweit beigemessen
wird, das Bedürfnis der Politik, der aktuell besorgniserregenden demogra-
phischen Entwicklung entgegen zu steuern, sowie das Bestreben, die beruf-
lichen Chancen von Frauen durch Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
verbessern51.
Quelle: Kommunalverband für Kinder Jugend und Soziales BW (KVJS), Bestand- und
Struktur der Kindertageseinrichtungen 2012
In Verbindung mit der Einführung des Rechtsanspruchs auf Kleinkindbe-
treuung im August 2013 war mit einem besonders starken Anstieg des
Bedarfs an Betreuungsplätzen gerechnet worden, der allerdings ausge-
blieben ist. Die Nachfrage wächst weiterhin stetig. Gleichzeitig sind die Kin-
derzahlen auch in Baden-Württemberg rückläufig52. Die aktuelle Entwicklung
wird mittelfristig dazu führen, dass sich die Betreuungsquote auf einem höhe-
ren Niveau stabilisiert, während die absoluten Betreuungszahlen längerfristig
sinken werden.
49 Vgl. Dürr, Christiane (2011) , S. 13.
50 vgl. Schmid, Nils  (2014)  in  Lt-Drs. BW 15/5311  S.3.
51 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 24011/2014 – Anlage 1, s. Anhang V-1b.
52 vgl. Dürr, Christiane (2009), S.576 f.
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Ein anderer Trend, der sich voraussichtlich fortsetzen wird, ist, dass die Be-
treuung in Krippengruppen gegenüber der Betreuung in Tagespflege und
altersgemischten Gruppen immer mehr zunimmt53. Auch auf die im Be-
treuungsauftrag enthaltenen Aspekte der frühkindlichen Bildung und För-
derung wird immer mehr Wert gelegt werden. Die Ausweitung des zeitlichen
Betreuungsumfangs hin zur Ganztages-Betreuung ist eine Zielsetzung, die
vor allem von der Politik weiter verfolgt werden wird54.
2.5  Finanzierung der Kleinkindbetreuung
Für die ganztägige Betreuung eines Kleinkinds entstehen Kosten, deren
durchschnittliche Höhe der Kommunalverband für Jungend und Soziales
Baden-Württemberg  Jahr 2014 mit ca. 18.000 € angegeben hat55. Während
die Kreise die U3-Betreuung in Tagespflege finanzieren, ist die Finanzierung
der institutionellen Kleinkindbetreuung Sache der Gemeinden. Diese tragen
die Kosten ihrer eigenen Einrichtungen voll und außerdem aufgrund gesetz-
licher Verpflichtung und z.T. freiwilliger Entscheidung die Kosten der freien
Träger anteilig. Zur Deckung all dieser Kosten können Kostenbeiträge,
Zuschüsse und sonstige Betriebseinnahmen herangezogen werden.
Kostenbeiträge (Elternbeiträge) können von den Eltern der in den eigenen
Einrichtungen zu betreuenden Kleinkinder in Form privat-rechtlicher
Leistungsentgelte oder öffentlich-rechtlicher, durch Satzung festzusetzender
Benutzungsgebühren erhoben werden56.  Die Stadt Schwäbisch Hall hat sich
für eine privatrecht-liche Ausgestaltung entschieden. Kostendeckende Bei-
träge können realiter niemals festgesetzt werden. Dem steht das Gebot der
sozialen Vertretbarkeit ebenso entgegen wie die Mechanismen der Marktwirt-
schaft: Kostendeckende Gebühren oder Entgelte wären so hoch, das fast
niemand mehr die Leistung in Anspruch nehmen würde. 2012 waren landes-
weit gerade einmal 6,8 % aller Ausgaben der Kleinkindbetreuung durch
53 vgl. Engelhardt, Walter (2008), S. 7, s. Anhang V-7.
54 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 24011/2014 – Anlage 1, s. Anhang V-1b.
55 vgl. Christner, Agnes (2013)  in Präsentationsunterlagen AG Kinderbetreuung, S. 10, s,
Anhang V-1h.
56 vgl. §§ 13 Abs. 1,2; 78 Abs. 2 Nr.1 GemO.
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Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte gedeckt57. Zuschüsse erhalten
die Gemeinden vor allem vom Bund und vom Land, die die die Gemeinden
bei der Finanzierung der Kleinkindbetreuung unterstützen58. Sowohl das Land
Baden-Württemberg als auch der Bund beteiligen sich an den Betriebskosten
der Kleinkindbetreuung. Der Bund beteiligt sich außerdem im Rahmen ver-
schiedener Maßnahmen an den Investitionskosten, insbesondere seit dem
2008 der Ausbau der Kleinkindbetreuung zum politischen Ziel erklärt wurde.
Diese Mittel wurden dem Land Baden-Württemberg durch den Bund einge-
räumt und von Land direkt an die Betreuungseinrichtungen ausgezahlt. Die
Entscheidung des Landes, keine Landesmittel für die Förderung von Investi-
tionskosten bereit zu stellen, wurde damit begründete, dass es sonst zu einer
Benachteiligung derjenigen Kommunen kommen könnte, die frühzeitig ohne
eine Investitionskostenförderung aus originären Landesmitteln Kleinkindbe-
treuungsangebote geschaffen haben59. Für die Betriebskostenförderung
spielen die Zuweisungen nach den §§ 29b und 29c Finanzausgleichsgesetz
(FAG) eine besondere Rolle. Sie deckten 2012 alle Ausgaben der
Kinderbetreuung der Gemeinden in Baden-Württemberg zu immerhin 35%
ab. Die übrigen Einnahmen führten in  2012 zu einer 6 %-igen Deckung aller
Ausgaben. Die Kleinkindbetreuung kann demnach nur zum Teil durch eigene
Einnahmen gedeckt werden. Es entsteht ein Defizit, das die Gemeinde mit
Zuschüssen ihres Gesamthaushalts kompensieren muss. Dieses Defizit
betrug 2012 in Schwäbisch Hall ca.3,7 Mio.€. Das entsprach ca. 40,52 % aller
ordentlichen Aufwendungen der Kinderbetreuung60.
57 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 23855/2014 – Anlage 1, S. 1,4, s. Anh.1e .
58 vgl. Dürr, Christiane (2009), S. 573f.
59 vgl. Lt-Drs. BW 15/187 S. 2ff.
60 vgl. Stadt Schwäbisch Hall,,  Erläuterungen zum Doppelhaushalt 2014/2015 , S. 96ff, s.
Anhang V-4 .
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3 Die Förderung der Kleinkindbetreuung
nach dem FAG
3.1 Der Rahmen des FAG
Durch das Finanzausgleichsgesetz regelt das Land Baden-Württemberg im
Einklang mit dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland die Ver-
teilung von Landesmitteln an die Kommunen und die Umverteilung von Mit-
teln zwischen den Kommunen61. Dieser kommunale Finanzausgleich sichert
die finanziellen Grundlagen des verfassungsmäßig verankerten Selbstver-
waltungsrechts der Gemeinden und Kreise62. Bei den Zuweisungen nach den
§§ 29b und 29c handelt es sich dabei jeweils um Sonderlastenausgleiche.
Während die auf die Kindergartenförderung nach § 29b jeweils entfallenden
Mittel regulär als Vorwegentnahme der Finanzausgleichsmasse A entnom-
men werden, wurde für die Zuweisungen für die Förderung der Kleinkind-
betreuung  nach § 29c FAG eine Sonderlösung gefunden63. Sie werden mit
der Erhöhung des Landesanteils finanziert. Diese Mehreinnahmen werden
direkt vom Landesanteil an der Umsatzsteuer abgesetzt.
Auf diese Weise lässt eine Veränderung der Höhe der FAG-Zuweisungen
hinsichtlich der Kleinkindbetreuung die Bemessungsgrundlage für alle übrigen
FAG-Zuweisungen und sonstige aufgrund dieser Bemessungsgrundlage zu
berechnenden Werte unberührt. Die Zuweisungen nach § 29c FAG stehen
somit rechnerisch weitgehend abgekoppelt von der restlichen Systematik des
kommunalen Finanzausgleichs.
3.1.1   Das Konnexitätsprinzip
Artikel 71 Abs.3 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg beinhaltet
ein striktes Konnexitätsprinzip64. Es soll die Kommunen vor v.a. finanzieller
Mehrbelastung durch neue, vom Land übertragene Aufgaben schützen. Das
Konnexitätsprinzip greift, wenn das Land Gemeinden oder Gemeindeverbän-
61 vgl. Art. 106 Abs. 3, 6f i.V.m  Art.107 GG.
62 vgl. Art.70 Abs.1 i.V.m. Art. 73 Abs. 2,3  Landesverfassung für Baden-Württemberg.
63 vgl. §§ 1 Abs.1 Nr.1 Satz 2 und 2 Nr. 7 FAG.
64 vgl. Kluth, Winfried (2008), S. 340, 343.
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den Aufgaben zuweist, die sie zuvor nicht oder nicht in dieser anspruchs-
vollen oder umfangreichen Form wahrgenommen haben. In einem solchen
Fall ist eine Aufgabendifferenz entstanden. Verursacht diese Aufgabendif-
ferenz der Kommune eine insb. finanzielle Mehrbelastung, muss das Land die
rechtliche Grundlage dafür schaffen, dass die Kommunen ihre zusätzlichen
Kosten decken können, ohne dass es zu einer Mehrbelastung ihrer Haushalte
kommt. Kann die Gemeinde ihre Mehrkosten nicht durch zusätzliche eigene
Einnahmen wie Gebühren oder Entgelte decken, verpflichtet das strikte
Konnexitätsprinzip das Land zum vollen Kostenausgleich65. Die Kommunen
haben aufgrund des Konnexitätsprinzips einen Ausgleichsanspruch, den sie
ggfs. beim Landesverfassungsgericht einklagen können.
3.1.2 Anwendung des Konnexitätsprinzips auf die Kinderbetreuung66
Die Gemeinden nehmen seit 2009 die Betreuung von Kleinkindern als
weisungsfreie Pflichtaufgabe wahr67. Da die U3-Betreuung zuvor eine frei-
willige Aufgabe war, ist durch die Umwandlung in eine Pflichtaufgabe eine
Aufgabendifferenz entstanden. Diese Aufgabendifferenz wurde ausgelöst
durch die landesrechtlich normierte Pflicht, auf die Erfüllung des Betreuungs-
anspruchs für bestimmte Kleinkinder „hinzuwirken“.
Diese Aufgabendifferenz ist auch mit einer wirtschaftlichen und organisa-
torischen Mehrbelastung verbunden. In dem Versuch, die Folgen einer ein-
deutigen Konnexität zu vermeiden, hat das Land Baden-Württemberg, den
kreisangehörigen Gemeinden die Aufgabe Kleinkindbetreuung bewusst nicht
direkt übertragen. Stattdessen hat es gewisser Maßen die Kreise als örtliche
Träger der öffentlichen Jugendhilfe angewiesen, die Gemeinden zur Aufga-
benerfüllung „heranzuziehen“. Nach dieser Logik hätte keine Konnexität be-
gründende Aufgabenübertragung vom Land an eine Kommune stattgefun-
den. Ob das Land auf diese Weise tatsächlich die Ansprüche der Gemeinden
auf Mehrbelastungsausgleich abwehren kann, ist in Baden-Württemberg noch
65 vgl. Kluth, Winfried (2008), S. 340 ff .
66 vgl. Kluth, Winfried (2008), S. 339.
67 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 61.
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nicht gerichtlich geklärt. Verfassungsgerichte anderer Bundesländer haben
allerdings bereits geurteilt, dass es für die Konnexität allein auf die vom Land
veranlasste Aufgabenzuweisung an eine Gemeinde ankommt und nicht
darauf, wer die übertragene Aufgabe ursprünglich wahrgenommen hat68. In
der Zuständigkeitsregelung des KiTaG ist definitiv eine solche vom Land
veranlasste Aufgabenzuweisung zu sehen. Deswegen hat das Land Baden-
Württemberg inzwischen die Konnexität für die Aufgabe der Kleinkind-
betreuung freiwillig anerkannt69.
3.2 Förderung der Kleinkindbetreuung bis zum Jahr 201170
Das Land Baden Württemberg beteiligt sich 2003 an der Förderung der Be-
triebskosten der Kleinkindbetreuung. In der Verwaltungsvorschrift zur För-
derung der Kleinkindbetreuung (VwV Kleinkindbetreuung) war diese Förder-
ung von 2003 bis 2011 wie folgt geregelt71: Die Kommunen erhielten als
Grundlage 10% ihrer tatsächlichen Betriebskosten für die Kleinkindbetreuung
vom Land erstattet. Außerdem erhielten die Einrichtungen abhängig von der
wöchentlichen Öffnungszeit Pauschalzuschüsse in Höhe von 4.000-15.000 €.
3.3 Die Übergangsregelungen für die Jahre 2012 und 201372
Für die Jahre 2009 bis 2013 galten verschiedene Übergangsregelungen
hinsichtlich der Förderung der Kleinkindbetreuung. Zum 1. Januar 2009
wurden die §§ 29b und 29c in das FAG aufgenommen. Sie regelten die
Beteiligung des Landes an den Betriebskosten der Kinderbetreuung (§29 b)
und Kleinkindbetreuung (§ 29 c) neu. Für die Kleinkindbetreuung enthielt der
§ 29 c für jedes Jahr einen bestimmten, politisch festgelegten Betrag. In den
Jahren 2009 bis 2011 wurden bei der Festsetzung dieses Betrages neben
anderen Faktoren in einem sich kontinuierlichen verringernden Umfang noch
die bisherigen Zuweisungsbeträge nach der VwV Kinderbetreuung berück-
sichtigt. Für 2012 und 2013 wurde der Betrag zum ersten Mal ohne Rückbe-
68 vgl. Kluth, Winfried (2008); S. 340 ff.
69 vgl. Pakt für Familien mit Kindern, Ziff.1, s. Anhang V-2.
70 vgl. Engelhardt, Walter (2008), S. 3ff, s. Anhang V-5.
71 vgl. Christner, Agnes (2013)  in  Rundschreiben R 21696/2013, S.2, s. Anhang V-1j.
72 vgl. Engelhardt, Walter (2008),  S. 3ff, s. Anhang V-5.
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zugnahme auf die bisherige Förderung festgesetzt. Im Hinblick auf den erwei-
terten Betreuungsanspruch, der 2013 in Kraft treten sollte, wurden diese Mit-
tel im Rahmen des Pakts für Familien mit Kindern aufgestockt73. Die Landes-
und Bundesmittel, die im Rahmen des § 29c auf die Gemeinden verteilt wur-
den, beliefen sich schließlich auf  509 Mio. € in 2012 und  568 Mio. € in 2013.
3.4 Der Pakt für Familien mit Kindern74
Am 12.Dezember 2012 wurde von Vertretern der baden-württembergischen
Landesregierung und Vertretern der Kommunalen Landesverbände, d.h. des
Landkreistages, des Städtetages und des Gemeindetags, der Pakt für Fami-
lien mit Kindern unterzeichnet. Das Land verpflichtet sich in diesem Pakt, zu-
sätzliche Finanzmittel für die Bereiche Kleinkindbetreuung, Schulsozialarbeit
und Sprachfördermaßnahmen in Kindergärten zur Verfügung zu stellen.  Die
Verbesserung der Kleinkindbetreuung stand dabei im Mittelpunkt des Paktes.
3.4.1 Ziele des Pakts für Familien mit Kindern
Ursächlich für die Initiative, die zum Pakt für Familien mit Kindern führte, war
die Erkenntnis, dass die Städte und Gemeinden auf eine bessere finanzielle
Ausstattung angewiesen sind, um den geplanten Massivausbau der frühkind-
lichen Betreuung, Bildung und Förderung zu schultern und auf den für 2013
infolge des auf Kleinkinder erweiterten Betreuungsanspruchs erwarteten
sprunghaften Nachfrageanstieg  vorbereitetet zu sein. Von Seiten des Lan-
des, wurde die Absicht erklärt, die Kommunen zu stärken und in Bildung und
Erziehung zu investieren.
3.4.2 Inhalt des Pakts für Familie mit Kindern
Das Land Baden-Württemberg erkannte im Pakt für Familien mit Kindern
erstmals an, dass die Gemeinden aus dem Konnexitätsprinzip heraus An-
spruch darauf haben, vom Land mit den für die Erfüllung der Aufgabe Klein-
kindbetreuung erforderlichen Finanzmitteln ausgestattet zu werden. Die
Betriebsausgaben der U3-Betreuung sollen deshalb künftig in wesentlich
73 vgl. Lt-Drs. BW 15 / 5311,  S. 2f.
74 vgl. Pakt für Familien mit Kindern, Ziff.1ff, s. Anhang V-2.
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größerem Umfang gefördert werden. Die Erhöhung der pauschalen Zu-
weisungen des Landes nach § 29c FAG für das Jahr 2012 um 315 Mio.€ und
für das Jahr 2013 um 325 Mio.€ wurde zugesagt.
Ferner wurde erklärt, dass sich das Land ab dem Jahr 2014 zu 68% an den
Betriebsausgaben der Betreuung beteiligen wolle. Dies bedeutete, dass die
Berechnung der Zuweisungen nach § 29c auf eine komplett neue Grundlage
gestellt wurde75. Die bisherige Förderung mit einem politisch festgelegten
Pauschalbetrag sollte abgelöst werden von einer prozentualen Kosten-
beteiligung des Landes. Indem die Kommunalen Landesverbände den auf die
Betriebsausgaben bezogenen Verteilungsschlüssel 68% - 32% akzeptierten,
erkannten sie implizit an, dass neben dem staatlichen Erfüllungsauftrag auch
ein Eigeninteresse der Kreise, Gemeinden und Eltern an der Wahrnehmung
der Auf-gabe Kleinkindbetreuung und damit auch die Verpflichtung zur
anteiligen Eigenfinanzierung besteht. Eine gemeinsame Finanzkommission
wurde beauftragt, die Vorgaben des Paktes in konkreten Gesetzestext umzu-
setzen76. Die Vertreter der Kommunalen Landesverbände betrachteten die
Vereinbarung damals als großen Erfolg77.
3.5 Die Zuweisungsberechnung ab dem Jahr 2014
Der grundlegende Unterschied zwischen der Zuweisungsberechnung nach
der aktuellen Fassung des § 29c FAG und früheren Berechnungsmethoden
besteht darin, dass die bisherige pauschale Festbetragsförderung aufgege-
ben und stattdessen zu einer prozentuale Kostenbeteiligung zurückgekehrt
wird. Es empfiehlt sich sehr, die einzelnen Schritte der Berechnung im
Anhang anhand eines Berechnungsbeispiels in 11 Schritten mit den Daten
der Stadt Schwäbisch Hall dargestellt – nachzuvollziehen (s. Anlage 4).
75 vgl. Christner, Agnes (2013)  in  Rundschreiben R 21696/2013 , S.2, s. Anhang V-1j.
76 vgl. Hrsg. Städtetag BW (2013), Dokument G 5786/2013, S.2 , s. Anhang V-1i.
77 vgl. Bosch, Barbara und Kehle, Roger (2011) zitiert nach:  Rundschreiben R 19349/2011-
Anlage 1 S.1, s. Anhang V-1k.
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3.5.1 Erläuterung der neuen Berechnungsmethode78
Das Prinzip der Zuweisungsberechnung besteht darin, dass auf Grundlage
von Werten aus der Jahresrechnungsstatistik der Gemeinden eine
Zuweisungssumme bestimmt wird (Schritt 1 - Schritt 9). Diese Zuweisungs-
summe stellt das Land mit eigenen Mitteln und solchen des Bundes zur
Verfügung, um sie über einen Schlüssel auf die Gemeinden zu verteilen
(Schritt 10 und 11) 79. Zum Verständnis des gesamten Berechnungsvorgangs
sowohl hinsichtlich der Berechnungsgrundlage als auch hinsichtlich des
Verteilschlüssels bedarf es einiger Erläuterungen.
3.5.1.1 Die Jahresrechnungsstatistik80
Die Ermittlung der Ausgaben des Verwaltungshaushalts erfolgt aufgrund von
Zahlenwerten, die der Jahresrechnungsstatistik der Gemeinden entnommen
sind81. Diese offizielle Statistik wird vom Statistischen Landesamt Baden-
Württemberg geführt. Sie wird auf Grundlage der Werte erstellt, die die Ge-
meinden im Rahmen ihrer Jahresrechnung jeweils für die eigene Gemeinde
melden. Diese Werte werden derzeit gemäß der kameralistischen Haushalts-
sytematik als Einnahmen oder Ausgaben eines Verwaltungs- und Vermö-
genshaushalt dargestellt. Gemeinden, die wie Schwäbisch Hall bereits die
doppische Haushaltssystematik anwenden, müssen ihre Werte dazu erstmal
in das kameralistische System zurücküberführen. Das Nachvollziehen einzel-
ner Positionen und der Vergleich mit den Werten der doppischen Jahres-
rechnung gestaltet sich daher einigermaßen kompliziert.
Die Jahresrechnungsstatistik gliedert sich in Teilhaushalte. Für die Betriebs-
ausgaben der Kleinkindbetreuung sind zwei Teilhaushalte mit der Bezeich-
nung „GI L 464“ und „GI L 454“ relevant. Die für die Berechnung zu verwen-
denden Werte ergeben sich jeweils aus der Summe der Werte dieser Teil-
haushalte. Die Einnahme- und Ausgabepositionen sind entsprechend der
aktuellen Gruppierungsnummern zugeordnet. Diese sind mit den Grup-
78 vgl. Hinz, Stefanie und  Schmid, Willi (2014) in   Rundschreiben R  23855/2014, S.1ff.
79 vgl. Landtag von Baden Württemberg,  Lt-Drs. 15 / 5311,  S.3.
80 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 23875/2014–Anlage1, S. 1-4, s. Anh. V-1e.
81 vgl. Hinz, Stefanie (2014)  in Rundschreiben R 24022/2014 , S. 1f, s. Anhang V-1c.
24
pierungsnummern des kameralistischen Haushaltsplans entsprechend der
jeweils aktuellen VwV Produkt und Kontenrahmen Baden-Württemberg
identisch. Für die Berechnung der FAG-Zuweisung für die Kleinkindbe-
treuung für ein bestimmtes Jahr wird qua definitionem die Jahresrechnungs-
statistik des zweitvorangegangenen  Jahres zugrunde gelegt, d.h. für die
Zuweisung für 2014 greifen die Werte aus 201282.
3.5.1.2 Ausgaben des Verwaltungshaushalts83
Bereits hier wird deutlich, dass Ausgaben der Gemeinden, die nach kamera-
listischem Haushaltsrecht dem Vermögenshaushalt zugeordnet sind, bei der
Berechnung der FAG-Zuweisung außer acht bleiben. In der Jahres-
rechnungsstatistik für 2012 handelt es sich dabei um einen Betrag von
258.809.638,- €. Das entspricht etwa 9,5% aller Ausgaben. Der
kameralistische Vermögenshaushalt bildet überwiegend investive Aus-
zahlungen ab, welche keine Aufwendungen nach betriebs- und gemeinde-
wirtschaftlicher Definition sind. Um die Tatsache zu begründen, dass die
Ausgaben des Vermögenshaushalts keine Berücksichtigung finden, müsste
man entweder argumentieren, dass die „Betriebsausgaben“, von denen
sowohl im Gesetzestext des FAG als auch  im Pakt für Familien mit Kindern
die Rede ist, als Betriebsaufwendungen zu interpretieren sind. Oder man
müsste sich darauf berufen, dass das Land ausdrücklich erklärt hat, sich an
der Förderung von Investitionskosten der Kleinkindbetreuung, nicht mit
eigenen Mitteln zu beteiligen84.
3.5.1.3 Bereinigung der Ausgaben des Verwaltungshaushalts85
Die Ausgaben des Verwaltungshaushalts werden bereinigt, indem bestimmte
Positionen wieder in Abzug gebracht werden. Es handelt sich dabei um Ab-
schreibungen, Innere Verrechnungen u.ä. Dabei handelt es sich jeweils um
Aufwendungen nach betriebs- und gemeindewirtschaftlicher Definition, die
82 vgl.§ 29c Abs.2 Satz 1 FAG.
83 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 23875/2014 – Anlage 1, S. 1-4, s. Anhang
V-1e.
84 vgl. Dürr, Christiane (2009) , S. 574.
85 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 23875/2014 – Anlage 1, S. 1-4, s. Anhang
V-1e.
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jedoch keine finanziellen Auswirkungen, d.h. Auszahlungen zur Folge haben.
Um die Vernachlässigung solcher Positionen zu rechtfertigen, müsste man
eine strenge Finanzstrom-Perspektive einnehmen und den Begriff der „Be-
triebsausgaben“ als „Betriebsauszahlungen“ interpretieren. Die Bemessungs-
grundlage wird durch diesen Rechenschritt um 6,3 % vermindert.
3.5.1.4 Einnahmenverrechnung86
Als nächstes (Schritt 3) werden als „bereinigte Einnahmen des Verwaltungs-
haushalts“ verschiedene Einnahmepositionen  von den bisher anerkannten
Ausgaben des Verwaltungshaushalts abgezogen. Nicht abgezogen werden
zum einen die Einnahmepositionen, die nicht zahlungswirksam sind wie z.B.
die Verrechnungseinnahmen des Verwaltungshaushalts (Grup.-Nr. 158), die
inneren Verrechnungen des VwH (Grup.-Nr. 169), Auflösungen von Zu-
weisungen und Zuschüssen (Grup.-Nr. 277) und ähnliche Einnahmen. Inso-
weit wird also – ausnahmsweise reduziert sich dadurch die Berechnungs-
grundlage nicht - eine Finanzstromperspektive eingenommen.
Außerdem werden die „Zuweisungen vom Land“ nicht abgezogen, die mit
über 75% die größte Einzelposition der bereinigten Einnahmen des Ver-
waltungshaushalts darstellen. Sie werden ausdrücklich wieder hinzuge-
rechnet. Die mit fast 15% zweitgrößte Position, „Benutzungsgebühren und
ähnliche Entgelte (Grup.-Nr. 11)“, auf welche Kindergarten- und Elternbeträge
entfallen, wird zwar mit abgezogen aber in einem späteren Rechenschritt z.T.
wieder ersetzt87. Deswegen kann hier bezüglich dieses Betrags noch nicht
von einer Verringerung gesprochen werden. Durch den Abzug der 30
anderen Einnahmepositionen vermindert sich die ursprüngliche Bemessungs-
grundlage in etwa um weitere 12 %. Das entspricht  287.684.036 €.
86 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 23875/2014 – Anlage 1, S. 1-4, s. Anhang
V-1e.
87 vgl. Christner, Agnes (2014)  in  Rundschreiben R 23629/2014 , S.3, s. Anhang V-1g.
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3.5.1.5 Bereinigung um Sozialausgaben88
Bei den Sozialausgaben nach § 90 Abs.3 SGB VIII handelt es sich um
„Kostenbeiträge“ zur Kinderbetreuung in einer Tageseinrichtung oder in
Tagespflege, die wenn sie z.B. im Hinblick auf die wirtschaftliche Situation der
Eltern unzumutbar sind, vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernom-
men werden. Einige Gemeinden sind – typischer Weise als Stadtkreis –
gleichzeitig Träger der öffentlichen Jugendhilfe. In dieser Konstellation kommt
es z.T. vor, dass die Ausgaben für diese Sozialleistung im städtischen Haus-
halt im Teilhaushalt der Kinderbetreuung (GI L 454) gebucht wird. Das Land
sieht diese Leistungen jedoch als Sozialausgaben und erkennt sie nicht als
gemeindliche Kosten der Kleinkindbetreuung an. Damit entfallen ca. weitere
18 Mio. Dies entspricht jedoch nur 0,7 % der ursprünglichen Bemessungs-
grundlage.
3.5.1.6 Ermittlung des Kostenanteils der Unter-3-jährigen
Bei dem 28 %-igen Kostenanteil, den man den unter-drei-jährigen an den
Kosten der Kinderbetreuung insgesamt zuschreibt, handelt es sich um einen
fiktiven Wert89.Er kommt auf Grundlage der im zweitvorangegangen Jahr tat-
sächlichen betreuten Kleinkinder über zwei Gewichtungsvorgänge zustande.
3.5.1.6.1 Gewichtung nach dem zeitlichen Betreuungsumfang90
Sowohl für die beiden Altersgruppen U3 und Ü3 ist jeweils die gewichtete
Zahl der betreuten Kinder heranzuziehen. Die gewichteten Kinderzahlen
liefert die offizielle Kinder- und Jugendhilfestatistik des Landes. Jedes Kind
wird in diese Zahl mit der Gewichtung gezählt, die sich entsprechend dem
jeweiligen zeitlichen Umfang seiner Betreuung aus den Gewichtungsfaktoren
des FAG ergibt. Für die Über-3-jährigen sind die Gewichtungsfaktoren des §
29b Abs.2 FAG maßgeblich, für die Unter-3-jährigen die des § 29c Abs.3. §
29c sieht eine grob abgestufte Gewichtung zwischen 50 und 100% vor (s.
Abbildung 2). Nur Kinder, die ganztägig, d.h. durchschnittlich mehr als 7
88 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 23875/2014 – Anlage 1, S. 4, s. Anh. V-1e.
89 vgl. Christner, Agnes (2013) in Präsentationsunterlagen AG Kinderbetreuung,  S.7, s.
Anhang V-1h.
90 vgl. Christner, Agnes (2014)  in  Rundschreiben R 23629/2014 , S. 1f, s. Anhang V-1g.
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Stunden pro Tag, betreut werden, zählen als vollwertig (100%). Kinder mit
einer Betreuungszeit  von 5-7 Stunden, welche auf das typische Teilzeit-
arbeitsmodell eines Elternteils und einer Betreuung zugeschnitten ist, werden
mit einem Gewicht von 70% bereits stark abgewertet. Kinder mit einer
Betreuungszeit von 1-5 Stunden werden nur mit 50% gewertet.
Abbildung 2: Aktuelle und künftige Faktoren zur Gewichtung der
Kinderzahlen nach Betreuungszeit gem. § 29c FAG
Quelle: Städtetag B (2014), R 23629/2014, s. Anhang V-1g.
Der Städtetag Baden-Württemberg hat diese Gewichtungsfaktoren als un-
sachgemäß in Frage gestellt und erreicht, dass für 2015 ein neues, stärker
differenziertes System von Gewichtungsfaktoren gelten wird91. Dieses geht
von einem andersartigen Kostenverlaufsmodell mit geringem Fixkostenanteil
und nahezu linearem Kostenanstieg in Abhängigkeit von der Betreuungszeit
aus (s. Abb. 2). Zahlen einer aktuellen, detaillierten Platzkostenberechnung
des KVJS scheinen einen solchen Kostenverlauf in der Praxis zu belegen.

































3.5.1.6.2 Besondere Gewichtung der U3-Betreuung92
Dass die Unter-3-jährigen intensivere Aufsicht, Betreuung und Pflege benöti-
gen als ihre älteren Zeitgenossen, ist allgemein anerkannt. Um diesem
kostenrelevanten Mehraufwand Rechnung zu tragen, enthält der § 29 c FAG
seit neustem einen weiteren Gewichtungsvorgang für die Aufteilung der
Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung zwischen den Altersgruppen U3
und Ü393. Der Gewichtungsfaktor 0,523 für die Über-3-jährigen sorgt dafür,
dass die Betreuung der unter-3-jährigen Kleinkinder als doppelt so kosten-
intensiv berücksichtigt wird, wie die Betreuung der älteren Kinder. Diese
Annahme nähert sich wohl der Realität an, scheint aber den tatsächlichen
Bedürfnissen der Kleinkinder noch nicht vollends gerecht zu werden. Das
gegenwärtige Verhältnis der Zuweisungen für U3 und Ü3 würde ein Faktor
zwischen 0,25 und 0,166 ausdrücken94.
3.5.1.7 Der Elternanteil95
Der Aufschlag des sogenannten „Elternanteils“  bei Schritt 5 hat im Grunde
die Funktion einer Deckelung: Die zuvor (Schritt 3) abgezogenen Eltern-
beiträge werden nun durch einen fiktiven Betrag ersetzt, durch den aus Sicht
des Landes eine im Verhältnis zu den Gesamtausgaben zumutbare Gesamt-
belastung der Eltern zum Ausdruck kommt. Der Betrag für 2014 ist mit rd.45
Mio. €. allerdings etwa 14 % kleiner als der, der sich durch die tatsächlichen
Elternbeiträge ergeben hätte. Die Deckelung hat somit zur Folge, dass sich
Bemessungsgrundlage um die Differenz vermindert. Die Gemeinden werden
also kollektiv „bestraft“, wenn sie insgesamt den Eltern zu hohe Entgelte ab-
verlangen. Gemeinden, die wie der Stadtkreis Heilbronn  überhaupt keine
Gebühren für die Inanspruchnahme der Betreuungsplätze verlangen, verhal-
ten sich im Rahmen dieser Logik optimal: Sie schmälern die Bemessungs-
grundlage überhaupt nicht durch ihre Gebühreneinnahmen.
92 vgl. Christner, Agnes (2014) in Rundschreiben,  R 23629/2014, S. 3, s. Anhang V-1g.
93 Das Ergebnis dieser theoretischen Kostenaufteilung ist für die Zuweisung der Über-3-
jährigen nach § 29b FAG völlig ohne Bedeutung, weil sich diese aus einer  anderen
Bemessungsgrundlage errechnet.
94 vgl. Christner, Agnes (2013)  in  Präsentationsunterlagen AG Kinderbetreuung, S. 3f, s.
Anhang V-1h.
95 vgl. Christner, Agnes (2014) in  Rundschreiben R 23629/2014 , S. 3, s. Anhang V-1g.
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3.5.1.8 Aktualisierung anhand der Vorjahres-Kinderzahlen
Die auf diesem Weg für das Ausgangsjahr (2012) ermittelten Bruttobetriebs-
ausgaben werden anhand der bereits vorhandenen Kinderzahl des Vorjahres
hochgerechnet (Schritt 6 und 7). Solange die gewichtete Kinderzahl landes-
weit steigt, vergrößert sich so die Zuweisungssumme. Dadurch soll der Platz-
und Ausgabenanstieg in Verbindung mit dem dynamischen Ausbau berück-
sichtigt werden.
3.5.1.9 Bestimmung der Bemessungsgrundlage
Anhand der feststehenden Bemessungsgrundlage und dem vorgegebenen
Prozentsatz kann die Landesregierung bereits ein Jahr im Voraus den
Gesamtbetrag der FAG-Zuweisungen konkret bestimmen und in den
Haushalt des Landes aufnehmen.
3.5.1.10 Der Verteilschlüssel96
Der Verteilschlüssel besteht darin, dass ein bestimmter sich direkt aus der
Bemessungsgrundlage ergebender Pro-Kopf-Betrag auf die gewichteten
Kinder verteilt wird. Somit hängt die Gesamthöhe der Zuweisungen, die eine
Gemeinde aufgrund von § 29 c erhält von diesen beiden  Faktoren ab:
1. Höhe der Bemessungsgrundlage, d.h. des Pro-Kopf-Betrags
2. Die gewichte Kinderzahl in der eigenen Gemeinde
Der Einfluss der einzelnen Gemeinde auf die Höhe von Bemessungs-
grundlage und Pro-Kopf-Betrag ist sehr gering. Über 1.000 Baden-Württem-
bergische Gemeinden bestimmen durch ihr gänzlich unkoordiniertes Verhal-
ten, wie hoch die Bemessungsgrundlage am Ende ausfällt. Umso eher
müsste sich eine Gemeinde, die sich so verhalten will, dass sie in Zukunft
möglichst hohe Zuschüsse für die Kleinkindbetreuung erhält, auf den Faktor
gewichtete Kinderzahl konzentrieren, der eher dem eigenen Einfluss unter-
liegt. Die absolute Zahl der Kinder und der zeitliche Betreuungsumfang sind
demnach die einzigen Größen, über die eine Gemeinde realistischerweise
versuchen kann, auf einen auskömmlichen individuellen Zuweisungsbetrag
hinzuwirken.
96 vgl. Christner, Agnes (2014)  in  Rundschreiben R 23629/2014, S.3, s. Anhang V-1g.
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Dies ist ganz im Sinne des Landes und im Einklang mit den erklärten Zielen
der Landesregierung97: Der Ausbau der Kleinkindbetreuung soll vorange-
trieben, die vorgegebenen Betreuungsquoten erfüllt werden. Die Kommunen
soll auf diesem Weg auch an eine Output-orientierte Ausbau- und Finanz-
Politik beigebracht werden98. Das bedeutet, sie sollen aufhören, die  Frage
zu stellen: „Wie viele neue Betreuungsplätze kann ich mir mit den vorhan-
denen Mitteln leisten?“ (Input-orientiere Steuerung) und anfangen zu fragen:
„Welche finanziellen Mittel muss ich mir beschaffen, um den vorhandenen
Bedarf an Betreuung decken zu können.“ Der Verteilschlüssel stellt i.Ü. nichts
Neues dar. Er war bereits 2011 in den § 29b Abs.2 und 29c Abs.3 enthalten
und bei der Berechnung der Zuweisungen für 2012 und 2013 zur Anwendung
gekommen.
3.5.2 Kritik an der neuen Berechnungsmethode99
Sowohl die Umstellung von der bisherigen pauschalen Festbetragsförderung
auf eine prozentuale „Kosten“-Beteiligung, wie sie bei der Berechnung der
Zuweisungen bereits zum tragen kommt als auch die Anpassung der
Gewichtungsfaktoren,  waren vom Städtetag Baden-Württemberg  gefordert
worden. Nachdem die Zuweisungen im ersten Jahr der prozentualen Betei-
ligung erheblich hinter dem zurückgeblieben sind, womit man geplant hatte,
hat die Begeisterung des Städtetags und seiner  Mitglieder merklich nachge-
lassen. Viele Einzelaspekte der Zuweisungssystematik wurden von den
Gemeinden kritisiert und in Frage gestellt. Der Städtetag diese sich diese
Kritik z.T. zu eigen gemacht. Allerdings erscheint es in diese Zusammenhang
auch erforderlich, die Struktur und Funktionsweise des geltenden Gesamt-
systems der Berechnung und Verteilung der Zuweisungen nach dem § 29 c
FAG grundsätzlich zu hinterfragen.
97 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 13.
98 vgl. Schmid, Nils  (2014)  in  Landtag von Baden Württemberg,  Lt.-Drs. 15 / 5311,  S.2f..
99 vgl. Christner, Agnes (2014)  in  Rundschreiben R 23629/2014,  S.1ff, s. Anhang V-1g.
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3.5.2.1 Kritik an der Bemessungsgrundlage
Gemäß § 29 c FAG sind die sogenannten „Bruttobetriebsausgaben“ die
Bemessungsgrundlage für die Förderung der Kinderbetreuung durch
Landeszuweisungen an die Gemeinden.
3.5.2.1.1 Unklarheit der Bemessungsgrundlage
Der Begriff „Betriebsausgaben“ ist  im Bereich der Förderung der Kinderbe-
treuung nicht nur im Zusammenhang mit den Zuweisungen nach § 29 c FAG
von Bedeutung. Auch bei der Förderung der freien Träger durch die Gemein-
den werden „Betriebsausgaben“ als Bemessungsgrundlage für eine Kosten-
beteiligung herangezogen100. In keinem dieser Zusammenhänge ist gesetzl-
ich oder technisch klar definiert, welche Positionen in welcher Höhe als
Betriebsausgaben anzuerkennen sind101. Auch die Notwendigkeit, die Be-
deutung des Begriffs zwischen Gemeinde und freien Trägern vertraglich
klarzustellen, zeigt, dass der Begriff ein breites Spektrum an Interpretationen
zulässt. Alternativ hätten unmissverständlichere Begriffe wie Betriebs-„Aus-
zahlungen“, Betriebs-„Aufwendungen“ oder Betriebs-„Kosten“ verwendet
werden können. Auf die Verwendung dieser Begrifflichkeiten verzichtete das
Land Baden-Württemberg aber bereits im Pakt für Familien mit Kindern als
auch später bei der Formulierung des Berechnungsverfahrens102. Man muss
davon ausgehen, dass dies bewusst und mit dem Ziel geschah, sich die
entsprechenden Interpretationsspielräume offen zu halten und eine Fest-
legung zu vermeiden.
3.5.2.1.2 Interpretation des „Betriebsausgaben“-Begriffs
Den selbst eingeräumten Spielraum hinsichtlich der Interpretation des
Begriffs „Betriebsausgaben“ kostet das Land voll aus: Es versteht darunter
offensichtlich nicht alle Betriebs-„Kosten“ als in Geldeinheiten bewerteten
Verzehr von Produktionsfaktoren zur Erbringung einer bestimmten Leistung.
Dabei spricht das FAG stellenweise hier durchaus von „Betriebskosten“-Fi-
100 § 8 Abs.3 KiTaG.
101 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.105.
102 vgl. § 29c Abs. 2 FAG.
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nanzierung103. Noch meint es alle zahlungswirksamen und zahlungsunwirk-
samen „Ausgaben“ i.S. der kameralistischen Haushaltssystematik, d.h. des
Verwaltungs- und Vermögenshaushalts.
Stattdessen wird der Betriebsausgabenbegriff unter grundsätzlicher Ein-
nahme der Finanzstrom-Perspektive und Vernachlässigung aller zahlungs-
unwirksamer Ausgaben auf „Auszahlungen“ reduziert. Die Formulierung
„Betriebs-“ Ausgaben ermöglicht offensichtlich das Außerachtlassen aller
investiven Auszahlungen, d.h. des kameralistischen Vermögenshaushalts.
Nicht einmal alle (um nicht zahlungswirksame Anteile bereinigten) Ausgaben
des Verwaltungshaushalts werden vom Land als „Betriebsausgaben“ aner-
kannt, da auf dieser Grundlage noch willkürliche Einnahmeverrechnungen er-
folgen, die unter keinem erkennbaren, rechtlichen, technischen oder inhalt-
lichen Aspekt erforderlich oder auch nur nachvollziehbar sind. Die Grund-
sätze der Kostenbeteiligung  und der Abmangelförderung werden dadurch auf
intransparente und willkürliche Weise miteinander verwoben. Bei der Frage
schließlich, wessen Betriebskosten in die Bemessungsgrundlage einfließen,
ist das Land zu dem Ergebnis gekommen, dass nur die Ausgaben anerkannt
werden, die sich in den Haushalten der Gemeinden niederschlagen. Der
Eigenfinanzierungsanteil der freien Träger bleibt bei der Berechnung
unberücksichtigt104.
Die zutreffende Definition dessen, was das Land Baden-Württemberg
tatsächlich als „Betriebsausgaben“ anerkennt, müsste wie folgt lauten: „die
Auszahlungen des Verwaltungshaushalts für den Bereich Kleinkindbetreuung
abzüglich verschiedener Einnahmepositionen.“ Diese Definition ist willkürlich
und restriktiv. Sie spiegelt keinesfalls die wirtschaftliche Realität wieder. Um
so fragwürdiger erscheint es, dass sowohl Vertreter des Städtetags105 als
auch der Landesregierung106 in diesem Kontext den Begriff der „Betriebs-
103 vgl. § 1 Abs.1 Nr.1 Satz 2 FAG.
104 vgl.Gläser, Stefan (2014) in Az: 462.2 - Brief an SPD-Fraktion im Landtag BW, S.1 f,
s. AnhangV-1l.
105 vgl. Hinz, Stefanie (2011) in Rundschreiben R 19349/2011, S.1, s. Anhang V-1k.
106 vgl. Schmid, Nils  (2014)  in  Landtag von Baden-Württemberg, Lt-Drs. 15 / 5311,  S.4.
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kosten“ gebraucht haben, der eine sehr umfassende Berücksichtigung der
wirtschaftlichen Vorgänge und Situation suggeriert. Es muss daher bezweifelt
werden, ob der Pakt  in dieser Form zu Stande gekommen wäre, wenn sich
die Vertreter der Kommunalen Landesverbände darüber im klaren gewesen
wären, wie das Land den Begriff der „Betriebsausgaben“ letztendlich aus-
legen würde.
3.5.2.1.3 Vernachlässigung von Investitionen
Insofern als die Vernachlässigung der Ausgaben des Vermögenshaushalts
auf die Weigerung, sich an Investitionskosten der U3-Betreuung zu beteiligen,
zurückgeht, vermag sie nicht zu überzeugen. Wäre das Argument, der even-
tuellen Benachteiligung derjenigen, die „ohne […] Investitionsförderung
Kinderbetreuungsangebote geschaffen haben“, allgemein gültig, so wäre die
Einführung jeder Investitions-förderung unzulässig107. I.Ü. ist zu unterstellen,
dass in der Ausbauphase 2012-2013 alle Gemeinden ohne Landesmittel
grundlegenden Angebotsstrukturen aufgebaut und entsprechende
Investitionen getätigt haben.
Die Außerachtlassung der Investitionen führt – abgesehen davon, dass sie
die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse ignoriert – zu durchaus
fragwürdigen Steuerungsanreizen: Angenommen eine Gemeinde hätte
Krippengruppen in einem veralteten, schlecht isolierten Gebäude unterge-
bracht. Dieses Gebäude verursacht im derzeitigen Zustand jährlich 10.000 €
Heizkosten. Die Gemeinde hätte die Möglichkeit durch Umbaumaßnahmen,
die investive Auszahlungen in Folge von 50.000 € nach sich ziehen würden,
die Energieeffizienz des Gebäudes zu verbessern und  die Heizkosten auf
künftig 5.000 €  jährlich zu reduzieren. (Hinsichtlich der Investition ist ein
Abschreibungszeitraum von 10 Jahren anzusetzen). Wirtschaftlich würde
diese Maßnahme dazu führen, dass man künftig jährlich 5.000 € Heizkosten
und 5.000 € Abschreibungen als Aufwendungen zu tragen hätte. Der Ge-
samtbetrag der Aufwendungen mit 10.000 € bliebe somit unverändert. Die
107 vgl. Warminski-Leitheußer, Gabriele in Landtag von Baden-Württemberg,
Lt-Drs.15/187, S. 5.
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Maßnahme wäre somit wirtschaftlich vertretbar und im Interesse der Umwelt
sowie des Kindeswohls auch geboten. Die Systematik der Zuweisungs-
berechnung würde ein solches Verhalten jedoch bestrafen, da weder die
investiven Auszahlungen des VmHH noch die Abschreibungen im VwHH
berücksichtigt würden. Nur die Senkung der als Betriebsausgaben anerkann-
ten Heizkosten fiele ins Gewicht. Demnach käme es durch eine sachlich
richtige und wirtschaftlich sinnvolle Entscheidung zum Nachteil aller Gemein-
den zu einer Verringerung der ursprünglichen Bemessungsgrundlage um
5.000 € pro Jahr.
Da es sich dabei um eine durchaus nicht untypische Entscheidungssituation
handelt, in der sich jedes Jahr ein gewisser Prozentsatz der Gemeinden
befinden werden, kann man auch nicht behaupten, der Effekt solcher
eindeutigen Fehlanreize sei minimal. Von einer nachhaltigen staatlichen
Zuweisungspolitik sollte keine derartige Fehlsteuerung ausgehen dürfen.
3.5.2.1.4 „Deckelung“ der Elternbeiträge
Die Deckelung der Elternbeiträge mag man im Interesse der Eltern begrüßen,
die dadurch möglicherweise in gewissem Maße vor zu hohen Gebühren
geschützt werden. Kritisch anzumerken ist jedoch, dass die Höhe dieses
Deckels von so vielen Faktoren abhängt, dass der Gesetzgeber bei Erlass
dieser Regelung keinesfalls voraussehen konnte, welche Deckelbeträge sich
daraus ergeben würden, und ob dieser Betrag tatsächlich als angemessene
Obergrenze oder Orientierungswerte für die Gebührengestaltung angesehen
werden können. Auch greift das Land damit indirekt  in die mit dem Selbst-
verwaltungsrecht verknüpfte Gebührenhoheit der Gemeinden ein, indem es
an eine bestimmte Ausübung dieses Rechtes nachteilige Folgen knüpft108.
108 Art. 71 Abs. 1 Landesverfassung des Landes Baden-Württemberg i.V.m. §§ 2 Abs. 1 und
78 Abs.2  GemO.
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3.5.2.1.5 Dynamisierung der Zuweisungsbeträge109
Die Einführung der Prozentualen Förderung der „Betriebsausgaben“ war mit
veranlasst von dem Bestreben, die Zuweisungsbeträge zu dynamisieren. An-
gesichts des voranschreitenden Ausbaus der Tageseinrichtungen sollte die
auf die Gemeinden zu verteilende Zuweisungssumme im Verhältnis zur lan-
desweiten Betreuungsquote wachsen. So berechtigt diese Überlegung auch
sein mag, so hat doch die Dynamisierung mit dazu beigetragen, dass die Ge-
meinden relativ kurzfristig fest-stellen mussten, dass ihre zu erwartenden Zu-
weisungsbeträge deutlich geringer ausfallen würden, als in ihrer Haushalts-
planung vermerkt. Die Stadt Schwäbisch Hall beispielsweise erhielt die ent-
sprechenden Informationen zur Berechnung  der Höhe der Zuweisungen im
Jahr 2014 erst am 24. Februar diesen Jahres. Planungssicherheit war somit
nicht gewährleistet.
3.5.2.1.6 Ungleichbehandlung gleicher Sachverhalte
In die Bemessungsgrundlage müssen alle Beträge einfließen, die ihrer Defini-
tion nach zur Bemessungsgrundlage gehören. Es darf nicht sein, dass diesel-
ben Sachverhalte bei einigen Gemeinden berücksichtigt werden und bei an-
deren nicht. Dazu kommt es jedoch bei der Zuweisungsberechnung in einigen
Fallkonstellationen.
3.5.2.1.6.1 Gebäudekosten beim Zentralen Gebäudemanagement110
In vielen Gemeinden ist die Verwaltung aller Gebäude im Rahmen des zent-
ralen Gebäudemanagements organisiert. Bei einigen dieser Gemeinden, z.B.
der Stadt Mannheim, hat das zur Folge, dass die Aufwendungen für Bewirt-
schaftung und Unterhaltung der für die Kinder- und Kleinkindbetreuung ge-
nutzten Gebäude, d.h. die Gebäudekosten nicht der Kinderbetreuung zuge-
ordnet werden. Somit waren diese Ausgaben in der Jahresrechnungsstatistik
bei GI L 464 und GI L 454 nicht enthalten und wurden bei den Zuweisungen
für 2014 zum Schaden aller Gemeinden nicht berücksichtigt. Die Landesre-
109 vgl. Hinz, Stefanie und Schmid, Willi (2014)  in  Rundschreiben R 23855/2014, S. 2, s.
Anhang V-1f.
110 Vgl. Schmid, Nils (2014)  in  Landtag von Baden-Württemberg, Lt-Drs. 15 / 5311 , S.3f.
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gierung ist sich dieses Problems bewusst. Ab 2015 soll dem durch Verän-
derung der Buchungsstruktur abgeholfen werden.
3.5.2.1.6.2 Innere Verrechnungen
Aufgrund der strengen Finanzstromperspektive fließen die Inneren Ver-
rechnungen (Grup.-Nr.169) nicht in die Bemessungsgrundlage ein111. In
Schwäbisch Hall entfielen in 2012 nahezu 124.000 € der Auszahlungen für
verschiedene Ausgabearten auf Leistungen des eigenen städtischen
Werkhofs112. Diese Leistungen flossen nur deshalb in die Bemessungs-
grundlage ein, weil der Werkhof in Schwäbisch Hall  ein wirtschaftlich selb-
ständiger Eigenbetrieb ist. In Gemeinden, in denen der Werkhof z.B. als
Regiebetrieb organisiert und in den städtischen Haushalt integriert ist, würden
die selben Werkhofleistungen als innere Verrechnungen behandelt und bei
der Zuweisungsberechnung nicht berücksichtigt werden Auch darin ist eine
Ungleichbehandlung gleichartiger Sachverhalte zu sehen.
3.5.2.1.7 Unzureichende Zuweisungsbeträge
Die Bemessungsgrundlage ist v.a. durch die z.T. willkürliche Interpretation
des Betriebsausgabenbegriffs systematisch reduziert worden. Sie hat sich so
weit von den tatsächlichen Kosten entfernt, dass die sich aus ihr ergebende
Förderung als unzureichend bezeichnet werden muss113. Von den im Pakt für
Familie mit Kindern vereinbarten 68% Betriebsausgaben kommen in 2014
lediglich ca. 50% an (s. Abbildung 3, S.37)114.
Die Verknüpfung der Gebühreneinnahmen mit der Zuweisungsberechnung
hindert die Gemeinden daran, ihre von der Landeszuweisung nicht gedeckten
Kosten von sich abzuwälzen. Dies widerspricht dem Konnexitätsprinzip, wel-
ches das Land zu einen Vollkostenausgleich verpflichtet115
111 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Rundschreiben R 23875/2014 – Anlage 1, S. 4, s. Anh. V-
1e.
112 vgl. Stadt Schwäbisch Hall, Erläuterungen zum Doppelhaushalt 2014/2015, S. 96 ff, s.
Anhang V-4.
113 vgl.Gläser, Stefan (2014) in Az: 462.2 S.1 f, s. AnhangV-1l.
114 vgl. Gläser, Stefan (2014) in  Rundschreiben R 24109/2014-Anlage 1, S.1, s. Anhang V-
1b.
115 vgl. Kluth, Winfried  (2009), S. 339.
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Abbildung 3: Deckungsgrad der U3-Platzkosten durch
FAG-Zuweisungen
Quelle: Städtetag BW (2014), Rundschreiben R 23855/2014, s. Anhang V-1f
3.5.2.1.8 Intransparenz der Zuweisungsberechnung
Das Berechnen bzw. Nachvollziehen des individuellen Zuweisungsbetrags für
eine Gemeinde gestaltet sich aufwendig und kompliziert. Einige externe
Daten werden dafür benötigt, sodass eine annähernd zutreffende Kalkulation
erst sehr kurzfristig möglich ist. Durch die Dynamisierung kommt es zu
starken jährlichen Schwankungen hinsichtlich der Zuweisungshöhe. Dies
erschwert eine realistische und verlässliche Planung von Ausbaumaßnahmen
und deren Finanzierung. Die Bereitschaft kommunaler Verantwortlicher,
ambitionierte Entscheidungen hinsichtlich des Betreuungsausbaus zu treffen,
wird dadurch eher gehemmt als befördert. Der Städtetag Baden-Württemberg
hält daher eine Vereinfachung für erforderlich116.
3.5.2.2 Kritik am Verteilschlüssel
Auch hinsichtlich des Verteilschlüssel gilt es, verschiedene grundlegende
Mechanismen zu hinterfragen.



































3.5.2.2.1 Komplette Abkopplung des individuellen
Zuweisungsbetrags vom Verhalten der Gemeinden
Der geringe Einfluss, den das eigene Verhalten der Gemeinden auf die Höhe
ihres Zuweisungsbetrags hat, führt dazu, dass die Verantwortung für sinnvolle
und nachhaltige Bewirtschaftung des Teilhaushalts oder Produkts gewisser
Maßen vergemeinschaftet wird. Einerseits hat jede Gemeinde theoretisch die
Chance, als Trittbrettfahrer von den Anstrengungen anderer zu profitieren.
Andererseits gibt es für niemanden die Garantie, dass sinnvolles und nach-
haltiges Verhalten durch die Zuweisungen belohnt wird und sich auszahlt.
Eine positive Steuerungswirkung kann von der Zuweisungsverteilung als nicht
ausgehen. Die Chance, dadurch sinnvolle Steuerungsanreize zu setzen,
bleibt ungenutzt.
3.5.2.2.2 Output-Orientierung
Die Gemeinden wird nahe gelegt, sich daran zu orientieren, wie  Betreuungs-
quote und zeitlicher Betreuungsumfang am effektivsten gesteigert werden
können, d.h. an den Ausbauzielen des Landes117. Insbesondere aus Sicht
des Landes hat dies natürlich eine gewisse Berechtigung. Es kann aber
unmöglich alleiniger Maßstab für alle Entscheidungen und Maßnahmen der
Gemeinden sein, welche die Kleinkindbetreuung betreffen. Andere wichtige
Belange, wie die Betreuungsqualität, die individuellen Wünsche und das
Nachfrageverhalten der Familien vor Ort, die über Jahre gewachsene Struktur
des Betreuungsangebots und die allgemeine finanzielle Situation der
Gemeinde unterscheiden sich von Gemeinde zu Gemeinde z.T. ganz
erheblich118. Bedarfsgerechte und sinnvolle Zielsetzungen der U3-Betreuung
können daher – schon aus praktischen Gründen – am  besten von den
örtlichen Verwaltungsbehörden formuliert werden. Unter Umständen mag die
„Verbesserung der Kleinkindbetreuung“ Maßnahmen erfordern, die nicht
unmittelbar auf  quantitative Ausweitung gerichtet sind und dennoch
117 vgl. Hinz, Stefanie und Schmid, Willi (2014)  in Rundschreiben R 23855/2014,  S.2, s.
Anhang V-1f.
118 vgl. Dürr, Christiane (2009), S. 573.
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Förderung verdienen und ihrer bedürfen. Dies unterstützt die aktuelle
Systematik der Zuweisungsberechnung jedoch kaum.
3.5.2.2.3 Fragwürdigkeit der Gewichtungsfaktoren
Ungeachtet der Tatsache, dass die Ausgestaltung der Gewichtungsfaktoren
nach §§ 29 b und 29c FAG, insb.in der künftig ab 2015 geltenden Fassung,
angeblich auf statistisch-empirischen Durchschnittswerten basiert, ist die
Grund-annahme des jeweils zugrundeliegenden Kostenmodells sehr in
Zweifel zu ziehen.
Der Annahme, dass die Betreuungskosten bei einem sehr geringen
Fixkostenanteil nahezu proportional zur Betreuungszeit ansteigen,
widerspricht der offensichtlichen Tatsache, dass die sich viele Kostenarten,
die für die Kleinkindbetreuung relevant sind unabhängig von Kinderzahl und
zeitlichem Betreuungsaufwand entwickeln (s. Tabelle 4, S.40).
Ignoriert werden dabei auch Effekte der Auslastung und der
Fixkostendegression, die mit dem Ansteigen des Betreuungsumfangs
einhergehen und die in der Praxis von großer Bedeutung sind. So gelten z.B.
für die Betreuung von Unter-3-jährigen in Gruppen vorgeschrieben
Höchstgruppenstärken von 10-24 Kindern. Die personelle Ausstattung dieser
Gruppen richtet sich nach dem zeitlichen Betreuungsumfang und ist
unabhängig von der tatsächlichen Auslastung. In diesem Rahmen kommt es
mit steigender Auslastung der Gruppen also zu Effekten der Fixkostende-
gression in Verbindung mit Personalkosten119.
Dass dem Betreuungsumfang von über 7 Stunden im Rahmen Förderungs-
berechnung so hohe Kosten zugeschrieben werden, hat möglicherweise auch
etwas damit zu, dass diese Ganztagesbetreuung (GT-Betreuung) aus der
Sicht moderner Familienpolitik besonders förderwürdig erscheint120. Dies
sollte bei der sachgerechten Verteilung der FAG-Mittel Bewertung eine unter-
119 vgl. KVJS (2010), Berechnungshilfe zum Personalbedarf, Ziff. I.2.4 i.V.m. KVJS (2011),
Musterantrag einer Betriebserlaubnis, Gruppenblatt.
120 Vgl. Gläser, Stefan (2014), in Rundschreiben R 24011/2014 – Anl. 1, S. 2, s. Anh. V-1b.
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geordnete Rolle spielen. Die wahrscheinlich unverhältnismäßige Aufwertung
der Ganztagesbetreuung gegenüber den anderen Betreuungsformen führt
dazu, dass Städte, wie z.B. Biberach a. d. Riß verhältnismäßig viele Kinder in
ganztägig und relativ wenige wenige halbtags (HT-Betreuung)  oder mit ver-
längerten Öffnungs-zeiten (VÖ-Betreuung) betreuen, aufgrund ihrer deshalb
hohen gewichteten Kinderzahl in 2014 effektiv mehr Zuweisungen erhalten
als vergleichbare Gemeinden, obwohl deren absolute Kinder- und
Bevölkerungs-Zahlen größer waren121. Schwäbisch Hall gehört zu den
Gemeinden, die durch diesen Effekt benachteiligt sind122.
Tabelle 4: Abhängigkeit der betreuungsrelevanten Kostenarten von
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Quelle: Stadt Schwäbisch Hall, Muster-Vertrag über Betrieb und Förderung von
Krippengruppen, Ziff. 5.2, Anhang V-3
3.5.2.3 Fazit unter die Kritik der Zuweisungsmethode
Das aktuelle Verfahren bei der Berechnung und Verteilung der Zuweisung
nach dem § 29 c FAG hat nicht zu Zuweisungsbeträgen in einer hinreichen-
121 Halbtages-Betreuung (HT) mit 4-5 h/Tag, Regelbetreuung ( RG) mit 6 h/Tag mit
Mittagspause und verlängerten Öffnungszeiten (VÖ) mit 6-7 h/Tag.
122 vgl. Zuweisungsbezogene Basisdaten in Anlage 2.
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den Höhe, einer Bedarfs- und Kostenverursachungsgerechten Verteilung und
einer verlässlichen Planungssicherheit geführt. Der Städtetag Baden-Würt-
temberg sieht auch keine Aus-sicht auf Konsolidierung innerhalb der kom-
menden Jahre und hält daher eine grundlegende Anpassung der Berech-
nungsgrundlage für erforderlich123. Aus diesem Grund wurde in Gesprächen
mit der politischen Führungsebene des Landes erreicht, dass sich eine ge-
meinsame Finanzkommission des Landes und der Kommunalen Landes-
verbände erneut mit der Berechnungssystematik des § 29c FAG befasst124.
3.5.3 Anforderungen an eine verbesserte Berechnungsmethode
Bisher wurde versucht, dass bestehende System durch Übergangslösungen
und eine immer weitere Modifizierung an die veränderten Gegebenheiten
anzupassen. Das Ergebnis war eine hoch komplexe Berechnungsvorschrift,
die dennoch nicht zu zufriedenstellenden Ergebnissen geführt hat. Anstatt
eines weiteren Anpassungsversuchs empfiehlt sich daher, die Zuweisung
weitgehend neu zu erfinden und auf eine den aktuellen Verhältnissen ange-
passte Grundlage zu stellen. Ob es nun aber zu solch einer kompletten
Neuregelung der Zuweisungsberechnung kommt oder nicht, eine künftige
Berechnungsmethode sollte in jedem Fall den im Folgenden aufgezählten
Grundsätzen Rechnung tragen.
 Einfachheit und Transparenz
 Eine echte „Kosten-“ Orientierung
 Sinnvolle und gerechte Steuerungsanreize
 Stärkung der Kommunalen Eigenverantwortung
 Dynamisierung und Planungssicherheit
 Beachtung des Konnexitätsprinzips
3.5.3.1 Einfachheit und Transparenz
Die Höhe der Zuweisungen sollte auf einer Grundlage erfolgen, die einfach zu
ermitteln und nachzuvollziehen ist. Aus diesen Gründen ist  durchaus die
Frage zu stellen, ob es erforderlich ist, die Zuweisung einer einzelnen
123 vgl.Gläser, Stefan (2014) in Az: 462.2 S.1 f, s. AnhangV-1l.
124 vgl.. Heute-Bluhm, Gudrun (2014), Rundschreiben R 24675/2014 S.1, s. Anhang V-1a.
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Gemeinde in Abhängigkeit von Landesbezogenen Durchschnittswerten, wie
der Jahresrechnungsstatistik bestimmen.
3.5.3.2 Echte „Kosten“-Orientierung
Bei der Berechnung der Zuweisung sind die tatsächlichen Betriebs-„Kosten“
im umfassenden, wirtschaftswissenschaftlichen Sinn zugrunde zu legen. Den
unbestimmten Begriff der „Betriebsausgaben“ in dieser Weise zu interpre-
tieren ist rechtlich und sprachlich möglich125. Im Bereich der gesetzlichen
Trägerförderung durch die Gemeinden ist die entsprechend umfassende
Definition von „Betriebsausgaben“ allgemein anerkannt. Viele Gemeinden, so
auch die Stadt Schwäbisch Hall, haben sie auf Empfehlung u.a. der kommu-
nalen Landesverbände in ihre Verträge über die Förderung der Einrichtungen
freier Träger aufgenommen126. Die Saldierung oder willkürliche Deckelung
von Einnahmearten gleich welcher Art sollte unterbleiben.
3.5.3.3 Sinnvolle Steuerungsanreize
Eine mögliche neue Steuerungssystematik kann und sollte durchaus Steuer-
ungsanreize und Wettbewerbselemente beinhalten. Es muss jedoch sicher-
gestellt werden, dass diese auch wirklich den Gemeinden zu gute kommen,
die tatsächlich sinnvoll, verantwortungsbewusst, zielführend und nachhaltig
handeln. Eine Förderung, die wie die aktuelle Regelung allein den quanti-
tativen Ausbau von Betreuungsplätzen gemessen an absoluter Kinderzahl
und Betreuungszeit belohnt, wird dem umfassenden Anspruch der Kleinkind-
betreuung nicht gerecht, insbesondere, wenn man die langfristig rückläufigen
Geburten- und Kinderzahlen in Erwägung zieht127. Vielmehr sollte die
Zuweisungsbemessung anhand von Faktoren erfolgen, die die folgenden drei
Aspekte gleichermaßen Berücksichtigen. Bedarfsorientierung (hier kommt es
weiterhin auf die gewichtete Kinderzahl an), Qualitätsorientierung  und Wirt-
schaftlichkeit. Ein Ausbau der Kleinkindbetreuung, der flächendeckend zu ho-
hen Betreuungsquoten führt, ist  weder wünschenswert noch nachhaltig,
125 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.118.
126 vgl.Gläser, Stefan (2014) in Az: 462.2, S.1 f, s. AnhangV-1l.
127 Vgl. Dürr, Christiane (2009), S. 577 f.
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wenn dabei die Qualität der Betreuung vernachlässigt wird oder er für die
Kommunen auf lange Sicht nicht mehr wirtschaftlich zu tragen ist.
3.5.3.4 Stärkung der kommunalen Eigenverantwortung
Die beschriebenen Steuerungsanreize werden nur dann die gewünschte
Wirkung erzielen, wenn die Gemeinden die Erfahrung machen, dass Maß-
nahmen zur Verbesserung des Betreuungsangebots - sei es quantitativer,
qualitativer oder wirtschaftlicher Art - zu höheren Zuweisungen führen. Dabei
ist im Sinn zu behalten, dass Gemeinden ihre Zuweisungsbeträge nicht im
Vergleich zur Nachbargemeinde messen und auch nicht so sehr an der
absoluten Höhe des Zuweisungsbetrags. Entscheidend ist für sie, welcher
Grad der Kostendeckung sich letztendlich ergibt. Die Eigenverantwortlichkeit
in dieser Hinsicht ist nur gewährleistet, wenn die individuellen Zuweisungs-
beträge unabhängig von Landesdurchschnittswerten bestimmt werden.
3.5.3.5 Dynamisierung und Planungssicherheit
Die Zuweisung  muss sich einerseits der Dynamik des weiteren Ausbaus der
Kinderbetreuung anpassen, der die Betreuungslandschaft erheblich verän-
dern wird. Umso wichtiger ist es jedoch, dass eine Gemeinde, die Maßnah-
men für den Ausbau der Kinderbetreuung ergreift, sich darauf verlassen
kann, entsprechende zusätzliche Mittel im Rahmen der FAG-Zuweisung spä-
ter zu erhalten128. Alle Gemeinden müssen die Möglichkeit haben, die
Zuweisung lange genug im Voraus, z.B. im Zusammenhang der Haushalts-
planung, zu berechnen und zu planen.
3.5.3.6 Beachtung des Konnexitätsprinzips
Dem strikten Konnexitätsprinzip muss in der Weise genüge getan werden,
dass die Gemeinden in die Lage versetzt werden, im Regelfall ihre
tatsächlichen Kosten der Kleinkindbetreuung i.S. eines Vollkostenausgleichs
durch die Landeszuweisungen und die vor Ort erhobenen Elternbeiträge
komplett zu decken. Zuschussbedarfe aus dem Gemeindehaushalt in
Millionenhöhe sollten demnach absolute Ausnahmen werden.
128 vgl.Gläser, Stefan (2014) in Az: 462.2, S.1 f, s. AnhangV-1l.
44
3.5.4 Verbesserte Modelle für die Zuweisungsberechnung
Derzeit sucht und prüft eine offiziell eingesetzte Arbeitsgruppe Alternativen
zum aktuell gültigen Bemessungsverfahren, das sich an der Jahresrech-
nungsstatistik des Vorvorjahrs orientiert129. Untersucht wird unter anderem
ein Vorschlag des Städtetags, der vorsieht, die Beträge der Landesförderung
nach § 29 c FAG pro Platz und auf der Grundlage von zwischen Kommu-
nalen Landesverbänden und Landesregierung vereinbarten Kosten für
Modellplätze zu ermitteln130. Der Vorschlag soll das Bemessungsverfahren
vereinfachen und den Gemeinden mehr Planungssicherheit ermöglichen. Die
Neukonzeption eines Modells, das in ähnlicher Weise den genannten
Anforderungen an ein verbessertes System der Zuweisungs-Berechnung und
Verteilung der FAG-Zuweisungen umfassend gerecht zu werden versucht,
findet sich in 6 Schritten beschrieben im Anhang (s. Anlage 5).
129 vgl. Gläser, Stefan  (2014) in Rundschreiben R 24011/2014, S. 1f, s. Anhang V-1d.
130 vgl. Gläser, Stefan (2014), Rundschreiben R 24011/2014, S. 1f,s. Anhang V-1d.
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4 Auswirkungen in Schwäbisch Hall
Der Landkreis Schwäbisch Hall wird dem ländlichen Raum zugerechnet. Die
Kreisstadt Schwäbisch Hall ist umgeben von einer Reihe kleiner Umlandge-
meinden für die sie als Mittelzentrum eine Reihe überörtlicher Versorgungs-
funktionen wahrnimmt. Bildungsniveau und Durchschnittseinkommen liegen
leicht über dem Landesdurchschnitt. Im Vergleich zu anderen Städten Baden-
Württembergs vergleichbarer Größe und Struktur  hat Schwäbisch Hall eine
relativ geringe Bevölkerungsdichte131. Dies geht einher mit einer dezentralen
und in Teilorte gegliederten Gemeindestruktur. Zur Stadtgemeinde
Schwäbisch Hall gehören die sieben Teilorte Bibersfeld , Gailenkirchen ,
Gelbingen, Eltershofen , Weckrieden , Tüngental  und Sulzdorf . Außerdem
gibt es die Außenbezirke Heimbachsiedlung/Teurershof, Hessental und
Stadtheide. Etwa 60 % der Einwohner Schwäbisch Halls über 2 km vom
Stadtzentrum entfernt. Kinder- und Einwohnerzahl verzeichnen einen
geringen aber stetigen Anstieg132. Schwäbisch Hall ist eine Gemeinde der,
was den Ausbau der Kleinkindbetreuung betrifft,  problematischsten Größen-
klasse. Diese Gemeinden mit Einwohnerzahlen zwischen 25.000 und 50.000
fielen 2012 durch besonders niedrige Betreuungsquoten und schwache
Ausbaudynamik hinsichtlich der U3-Betreuung auf133 . Die Inanspruchnahme
von HT-, VÖ- und GT-Betreuung verteilt sich nicht grundlegend anders als in
den Städten ihrer Vergleichs-gruppe: Etwa die Hälfte entfällt auf VÖ-
Betreuung, je ein Viertel auf GT- und HT- Angebote. Die HT-Betreuung spielt
dabei in Hall eine etwas größere Rolle als in anderen vergleichbaren Städten.
4.1 Die Schwäbisch Haller Struktur der Kleinkindbetreuung
In Schwäbisch Hall gab es 2013 etwas mehr als 1.000 Kinder unter drei
Jahren, von denen 385 betreut wurden. Davon werden über die Hälfte (58%)
in Krippengruppen betreut und rd. ein Drittel in altersgemischten Gruppen134.
Angebote der Tagespflege werden in Hall weniger beansprucht (8%). Das
Angebot der U3-Betreuung in Schwäbisch Hall ist geprägt von relativ
131 vgl. Zuweisunsgbezogene Basisdaten in Anlage 2 .
132 vgl. Stadt Schwäbisch Hall (2013), Kindergarten-Bedarfsplan, S. 25.
133 vgl. Hausmann, Bernd (2013) in KVJS (Hrsg.), S.13f.
134 vgl. Stadt Schwäbisch Hall (2013), Kindergarten-Bedarfsplan, S. 22.
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zahlreichen kleinen Einrichtungen, dem sehr starken Engagement der Stadt,
einer gewissen Zurückhaltung der kirchlichen und einer regen Aktivität der
sonstigen freien Träger135. Die Vergabe von Betreuungs-plätzen wird seit
2013 von einer zentralen Vormerkstelle abgedeckt. Der Bedarf an U3-
Betreuung steigt, entwickelt sich aber in den einzelnen Stadtgebieten unter-
schiedlich136. Während in manchen Einrichtungen Plätze fehlen, bleiben
anderorts freie Kapazitäten ungenutzt. 2015 sollen in Schwäbisch Hall bereits
465 Kinder betreut werden.
4.2 Die FAG-Zuweisungen für das Jahr 2014
Die Stadt Schwäbisch Hall erhält für das Jahr 2014 Zuweisungen nach dem §
29c FAG in Höhe von rd. 1,54 Mio. €. Im Haushaltsplan waren ausgehend
vom Pro-Kopf-Betrag des Vorjahres Zuweisungen in Höhe von 2,19 Mio.€
eingeplant gewesen137. Schwäbisch Hall erhält demnach rd. 30 % weniger als
geplant. Das entspricht einem Minus von ca. 2.500,- € je Kind.
4.2.1 Kostendeckungsgrad
Kostendeckungsgrade lassen sich auf verschiedene Arten berechnen. In
diesem Fall scheint es am sinnvollsten, die im Haushaltsplan der Stadt
Schwäbisch Hall für 2014 geplanten ordentlichen Aufwendungen der
Kleinkindbetreuung den Zuweisungen nach § 29c für 2014 gegenüber zu
stellen. Die ordentlichen Aufwendungen bilden die tatsächlichen Kosten
zutreffender ab als etwa der vom Land als „Betriebsausgaben“ definierte
Betrag. Weil die Stadt Schwäbisch Hall bereits die Doppik anwendet,  sind die
entsprechenden Haushaltsdaten auch in Form von Auf-wendungen verfügbar.
Da die Rechnungswerte des laufenden Jahres natürlich noch nicht vorliegen,
müssen wir mit den prognostischen Planansätzen Vorlieb nehmen. Diese
sind im Hinblick auf die tatsächlichen Verhältnisse in 2014 so realistisch
kalkuliert, dass man auf ihrer Grundlage durchaus einen aussagefähigen
135 s. Tabelle 1, S. 7.
136 vgl. Stadt Schwäbisch Hall (2013), Kindergarten-Bedarfsplan, S. 31.
137 vgl. Stadt Schwäbisch Hall (2013), Erläuterungen zum Doppelhaushalt 2014/2015,S.96 ff.,
s. Anhang V-4.
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Vergleich mit den Zuweisungsbeträgen vornehmen kann138. Ein Vergleich mit
den Rechnungswerten aus 2012 wäre dagegen weniger aussagekräftig, da
zwischen ihnen und dem Zuweisungsbetrag für 2014 zwar ein rechnerischer
aber kein funktionaler Zusammenhang besteht. Die Zuweisungen aufgrund
29c FAG werden nun einmal für das Jahr 2014 gezahlt, um die darin
anfallenden Kosten zumindest teilweise zu decken139.
4.2.2 Deckungsgrad der planmäßigen Aufwendungen
Im doppischen Doppelhaushalt der Stadt Schwäbisch Hall für die Jahre 2014
und 2015 werden die Aufwendungen und Erträge der Kleinkindbetreuung
dem Produkt 36.50.02 „Förderung von Kindern in Gruppen“ zugeordnet140.
Der Planansatz für die „ordentlichen Aufwendungen“ bei diesem Produkt
beträgt für das Jahr 2014 12.092.349,- €. In diesen Ansatz sind mit den
Sachkonten der Personalaufwendungen, der Aufwendungen für Sach- und
Dienstleistungen, der planmäßigen Abschreibungen, der Transferauf-
wendungen und der sonstigen ordentlichen Aufwendungen alle planbaren
Kosten eingeflossen.
Dieser Gesamtbetrag ist zwischen der Ü3-Betreuung und der U3-Betreuung,
welche beide im Produkt 36.50.02 enthalten sind aufzuteilen. Die Aufteilung
erfolgt hier um die Vergleichbarkeit so weit wie möglich zu gewährleisten
nach demselben Verfahren, wie bei der Berechnung der Landeszuweisung
141. Dadurch ergibt sich ein fiktiver Kostenanteil der Unter-3-jährigen von
28,11%. 3.399.159,30 € von den Aufwendungen des Produkts 36.50.02
entfallen demnach auf die Kleinkindbetreuung. Daraus ergibt sich ein
Kostenanteil pro Kind (Platzkosten) von knapp  20.714 €. Der Städtetag hatte
die durchschnittlichen Kosten eines U3-Betreuungsplatzes mit 18.000 €
beziffert. Die Stadt Schwäbisch Hall liegt mit ihren Platzkosten mit 13 %
deutlich über diesem Landeswert. Die FAG-Zuweisung deckt diese Kosten zu
138 Es empfiehlt sich indes sehr, diese Gegenüberstellung im Jahr 2016 auf Basis der dann
vorliegenden Jahresrechnung für 2014 zu wiederholen.
139 vgl. § 29c Abs. 1 Satz 6 i.V.m. § 29 Abs. 2 Satz 1  FAG.
140 vgl. Stadt Schwäbisch Hall (2013), Erläuterungen zum Doppelhaushalt 2014/2015,S.96 ff.,
s. Anhang V-4.
141 vgl. Christner, Agnes (2014)  in  Rundschreiben R 23629/2014, S.3, s. Anhang V-1g .
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45 % ab. Zu einem tatsächlichen Kostendeckungsgrad von 68% fehlen etwa
11.334 € pro Kind.
4.3 Vergleich mit den Vorjahreszahlen
Im Vergleich zum Vorjahr 2013 haben sich die FAG-Zuweisungen der Stadt
Schwäbisch Hall für die U3-Betreuung drastisch verringert. Der absolute
Zuweisungsbetrag sank um rd. ein Viertel und der Pro-Kopf-Betrag – ange-
sichts der gestiegenen (gew.) Kinderzahl - um mehr als ein Drittel (s.Tabelle
5). Es ist das erste Mal seit 2009, dass der Pro-Kopf-Betrag zurückgeht.
Die drastische Verringerung der Zuweisungsbeträge von 2013 auf 2014 hängt
mit dem Wechsel weg  von der pauschalen Festbetragsförderung hin zur
prozentualen „Betriebskosten-“ Beteiligung zusammen142. In 2012 und 2013
war die Höhe der Gesamtzuweisungen, die nach § 29c FAG an die Gemein-
den verteilt wurde, rechnerisch nicht an die tatsächlichen Kosten der Gemein-
den gekoppelt. Die  Beträge in Höhe von 509 Mio. € (2012) bzw. 568 Mio. €
(2013) waren aufgrund freier Ermessensaus-übung des Gesetzgebers und im
Hinblick auf die für 2013 angestrebte Betreuungsquote von 34% festgesetzt.
Die Verteilung erfolgte bereits nach dem selben Schlüs-sel, der auch 2014
angewandt wurde. Diese Übergangslösung sollte die Gemeinden in die Lage
versetzen, angesichts des Inkrafttretens des U3-Betreuungs-anspruch 2013
handlungsfähig zu bleiben. Aus diesem Grund waren die Zuweisungssum-
men 2012 und 2013 um ein Vielfaches höher als in den Jahren davor (s.
Tabelle 5, S.49).
Nach planmäßigem  Inkrafttreten des Rechtsanspruchs sieht das Land Unter-
stützungsbedarf in dieser besonderen Form nicht mehr. Aus der tatsächlichen
Höhe der Zuweisungen in 2012 und 2013  darf jedoch nicht geschlossen
werden, dass der Gesetzgeber die Pro-Kopf-Beträge in Höhe von über
12.500 € pro Kind jemals für angemessen gehalten habe.
142 Vgl. Schmid, Nils (2014) in Landtag von Baden-Württemberg, Lt-Drs. 15 / 5311, S.2f.
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Tabelle 5: Entwicklung der FAG-Zuweisungen nach § 29c
für Schwäbisch Hall seit 2009
2009 2010 2011 2012 2013 2014
Zuwesiungs-
Betrag pro






















Vorjahr -- +26,75 % +33,68 % +69,80 % -0,13 % -25,24 %
Quelle: Städtetag BW (2014) Rundschreiben R 23855/2013, s.Anhang V-1f.
Die Landesregierung hatte für diese Jahre einen sehr viel stärkeren Anstieg
der Kinder in Betreuung prognostiziert, auf die sich der Festbetrag hätte
verteilen sollen. Daraus hätte sich „angemessene“ Pro-Kopf-Beträge
ergeben, die mit 9.600 - 9.800 € Höhe nur ganz knapp über dem Betrag für
2014 liegen. Aus Sicht des Landes haben die Kommunen demnach zu wenig
neue Betreuungsplätze geschaffen und besonders in 2012 davon profitiert,
dass die Zuweisung ohne Berücksichtigung der Ausbauziele ausgeschüttet
wurde143. Aus Sicht der Kommunen haben dagegen die Landesmittel für die
Erreichung der ambitionierten Ziele nicht ausgereicht. Geht man, wie der
KVJS, von knapp 18.000 € Platzkosten je ganztätig betreutes Kleinkind aus,
so stützt das eher die Position der Kommunen (s. Abbildung 3, S.37). In
Schwäbisch Hall machte sich außerdem die Reduzierung der gewichteten
Betreuungszahl um knapp 10% bemerkbar, die u. a. mit der unverhältnis-
mäßigen Abwertung der HT-Betreuung durch die Gewichtungs-faktoren
143 vgl. Schmid, Nils (2014)  in Landtag von Baden-Württemberg Lt-Drs.15/5311, S.3.
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des § 29c Abs.3 zusammenhängt. Dies kostete die Stadt Schwäbisch Hall
immerhin fast 168.000 € Zuweisungen.
4.4 Weitere Entwicklung der Zuweisungen
Die Reduzierung der Zuweisungsbeträge und deren unzureichende Höhe trifft
alle Gemeinden mehr oder weniger stark. So entsteht in allen Kommunen ein
starker Kostendruck, der vielerorts zu Einsparbestrebungen führen wird.  Das
wiederum wird zu einer flächendeckenden Senkung der Betriebsausgaben
führen und in diesem Umfang zwei Jahre später eine entsprechende weitere
Verringerung der Zuweisungsbeträge zur Folge haben. Gewisse andere Fak-
toren, wie z.B. das Thema Inklusion oder strengere gesetzlichen Standards
hinsichtlich der Personalstärke lassen die Betriebsausgaben auch wieder
ansteigen, aber an dem Missverhältnis zwischen Zuweisungen und tatsäch-
lichen Kosten wird sich dadurch nichts ändern. Verschärft wird das ganze
durch die sinkenden Kinderzahlen. Diese werden mittelfristig zu höheren Pro-
Kopf-Beträgen führen, weil die Kosten der U3-Betreuung sich eben nicht pro-
portional zu Kinderzahl reduzieren werden144. Dies wird zunächst zu einem
verschärften Wettbewerb der Gemeinden um zu betreuende Kinder führen,
von dem bisher nicht viel zu spüren ist. Gemeinden mit wenigen Kindern und
einer geringen Bevölkerungsdichte, z.B. im ländlichen Raum,  werden darun-
ter besonders zu leiden haben. Entgegengesteuert werden könnte dem durch
eine grundlegende Anpassung der Berechnungsgrundlage. Momentan erklärt
sich die politische Führungsebene des Landes sich immerhin zu notwendigen
Korrekturen unter Beibehaltung der gegenwärtigen Förderstruktur und sinn-
vollen Verbesserungen der Abrechnungssystematik bereit145. Darüber hinaus
hat der Bund in der Woche vom 18. August 2014 eine konkrete Ausweitung
seiner Förderung für die Kleinkindbetreuung angekündigt.
144 s.Tabelle 4, S.40.
145 vgl. Sitzmann, Edith (2014) in Rundschreiben R 24675/2014 – Anlage 1, S. 1f., s. Anhang
V-1a.
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4.5 Handlungsempfehlungen für die Stadt Schwäbisch Hall
Innerhalb des aktuell gültigen Systems der Zuweisungsberechnung und -
verteilung  muss jede Gemeinde danach streben, ihre Kosten je betreuten
Kind zu senken und so weit wie möglich dem jeweiligen Pro-Kopf-Betrag
anzugleichen. Für die Stadt Schwäbisch Hall, die mit mehr als 20.000 €
Platzkosten deutlich über dem Landes-durchschnitt liegt, ist dies besonders
geboten. Um Ansätze für Kostensenkungs- und Einsparpotentiale zu finden,
kann man natürlich einzelne Aufwandspositionen aus dem Rechnungswesen
der Gemeinde herausgreifen, bei denen ein Vergleich mit der Jahres-
rechnungsstatistik im Einzelfall nahelegt, dass auf sie höhere Kosten entfallen
als in anderen Gemeinden146. In Schwäbisch Hall wären solche Bereiche
primär Aufwendungen an übrige Bereiche (Grup.-Nr. 678), Personalauf-
wendungen und Aufwendungen der Sonderrechnung (Grup.-Nr. 676) 147.
Ob dieses Vorgehen jedoch zu sinnvollen Sparansätzen führt, ist vor allem
deshalb fraglich, weil eine gemeindeübergreifende Vergleichbarkeit der
Kosten nur sehr bedingt gegeben ist. Entscheidend ist es, eine Struktur
aufzubauen, in der möglichst viele Kleinkinder möglichst effizient betreut
werden können. Eine solche Struktur mag in einzelnen Bereichen notwen-
digerweise Kosten verursachen die deutlich über dem Gemeindedurchschnitt
liegen, um die Kosten insgesamt senken zu können. Im Folgenden sollen
einige strukturelle Änderungen aufgezeigt werden, die v.a. aus zuweisungs-
politischer Sicht und im Hinblick auf die spezifischen Verhältnisse in Schwä-
bisch Hall als empfehlenswert und umsetzbar erscheinen.
4.5.1 Analyse der dezentralen Betreuungsstruktur
Der Vergleich mit anderen Städten hat gezeigt, dass es in Schwäbisch Hall
sehr viele relativ kleine städtische und freie bzw. gewerbliche Tagesein-
richtungen gibt. Die städtischen Einrichtungen verteilen sich auf die Kern-
stadt, die Außenbezirke Tullauer/Höhe, Hagenbach, Heimbachsiedlung
146 s. Anlage 3.
147 Ein weiterer relevanter Aufwandsblock sind die gesamten Gebäudekosten (Unterhalt,
Bewirtschaftung, Abschreibungen).
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/Teurershof und Hessental sowie die Teilorte Gelbingen, Sulzdorf und
Tüngental148. Die freien Träger sind vor allem in der Kernstadt und in den
Außenbezirken Kreuzäcker, Reifenhof/Rollhof  und Hessental angesiedelt,
weniger in den Teilorten. Die Dezentralität der städtischen Kleinkindbe-
treuung in Schwäbisch Hall ist bedingt durch die Gemeindestruktur.
Außerdem ist den Interessen der Familien in den Teilorten an einer möglichst
wohnortsnahen Versorgung bisher großes Gewicht beigemessen wurde. Die
Trägervielfalt stellt aus kommunalpolitischer Sicht ein wertvolles qualitatives
Merkmal dar149 .“ Für die Träger ist die umfassende Förderung in Schwäbisch
Hall sehr attraktiv.
4.5.2 Neugestaltung der Förderverträge mit den freien Trägern
Die Untersuchung der Kostenverteilung zwischen den Einrichtungen der
freien Träger, die derzeit alle in die Bedarfsplanung der Gemeinde aufge-
nommen sind, und denen der Stadt, hat gezeigt, dass die freien Träger sehr
viel höhere Zuweisungen je Kind bekommen und die Stadt nur unmaßgeblich
weniger kosten als eigene Einrichtungen150.Von freien Trägern kann jedoch,
insbesondere dann wenn sie sich, wie z.B. die Kirchen, als Träger eines
gemeinnützigen, sozialen Auftrags sehen, durchaus erwartet werden, dass
sie einen angemessenen Finanzierungsbeitrag zur Erfüllung der Gesamt-
aufgabe Kleinkindbetreuung leisten.
Um dass zu erreichen hat die Gemeinde folgende Möglichkeiten:
Die vertraglich begründete, 40%-ige Abmangelförderung leistet die Stadt
Schwäbisch Hall sowohl dem Grund als auch dem Umfang nach freiwillig.
Die entsprechenden Verträge laufen unbefristet, aber es gibt keine
grundsätzlichen Hindernisse, die Verträge zu kündigen und neu zu
verhandeln, zumal diese Verträge selber festlegen, dass nach 3 Jahren
Laufzeit geprüft werden soll, ob das festgelegte Finanzierungssystem den
148 vgl. Schwäbisch Hall (2013), Kindergarten-Bedarfsplan, S. 23.
149 vgl. Schwäbisch Hall (2013), Kindergarten-Bedarfsplan, S. 27.
150 Unter Einbeziehung der Kleinkinder in altersgemischten Gruppen sind die freien Träger
vielleicht sogar teurer.
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Gegebenheiten des Betreuungswesens noch entspricht151. Der Fördersatz
von 40% könnte als Ergebnis reduziert werden.
Noch mehr empfiehlt sich allerdings, die Grundlage der Abmangelfeststellung
insofern abzuändern, dass die von den Einrichtungen eingenommen
Elternbeiträge in ihrer tatsächlichen Höhe berücksichtigt werden. Aktuell
werden aufgrund der Bestimmungen 5.3. und 5.4. der geltenden
Rahmenverträge nur fiktive Beiträge in Höhe von durch die Gemeinde
festgelegten Mindestbeiträgen angerechnet. Die freien Träger erhalten somit
ggfs. einen Abmangel bezuschusst der in dieser Höhe gar nicht existiert. Als
positiver Nebeneffekt, würde dadurch ein gewisser Anreiz ausgehen, hohe
Elternbeiträge zu senken, was im Interesse der Eltern  und einem möglichst
allen Bevölkerungsteilen offenstehenden Betreuungsangebotes liegt.
Auf die Höhe der Betriebsausgaben, die die Stadt die Stadt mit 68% zu
fördern verpflichtet ist, könnte Einfluss genommen werden. Der Begriff
„Betriebsausgaben“ könnte über deren konkrete vertragliche Definition zu
Lasten der Förderungsberechtigten restriktiver interpretiert werden als bisher
Dem sind allerdings rechtliche Grenzen gesetzt. Der systematische Aufbau
des § 8 KiTaG, der die Betriebsausgaben-Förderung durch die Gemeinde
regelt, lässt z.B. erkennen, dass die freien Träger im Rahmen dieser
Förderung für jedes nach Betreuungszeit gewichtete Kind einen Betrag
erhalten müssen, der sich vom Pro-Kopf-Betrag der FAG-Förderung unter-
scheidet und diesen übersteigt152. Abgesehen davon würde sich die Gemein-
de selbst unglaubwürdig machen, wenn sie vom Land umfassende Aner-
kennung der „echten“ Betriebskosten verlangt, ohne dies den freien Trägern
zuzugestehen. Die sehr realistische Bemessungsgrundlage für die Betriebs-
ausgaben-Förderung der freien Träger anzutasten, empfiehlt sich daher nicht.
Was die sonstigen angeregten Maßnahmen betrifft, so ist freilich damit zu
rechnen, dass die freien Träger sich der Vertragsgestaltung widersetzen
151 vgl. Stadt Schwäbisch Hall, Mustervertrag über Betrieb und Förderung von
Krippengruppen, Ziff. 5.4 Abs. 3, s. Anhang V-3.
152 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 109 ff.
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werden. Erfahrungs-gemäß haben diese Träger  gegenüber den Gemeinden
eine relativ starke Verhandlungsposition, sodass es durchaus mit Schwierig-
keiten verbunden sein könnte, die erforderlichen Änderungen durchzusetzen.
Die Träger müssen aber verstehen, dass auch sie ihren Teil an der finanziel-
len Verantwortung für die – auch in eigenem Interesse wahrgenommene –
Aufgabe der Kleinkindbetreuung zu übernehmen haben153. Auch die
Verwaltungsspitze und die kommunale Führungsebene müssen sich dieser
Notwendigkeit bewusst sein.
Folgende grundsätzlich wünschenswerten Entwicklungen könnten sich aus
einer gelungenen Umsetzung ergeben:
 Die freien Träger insgesamt leisten einen größeren Beitrag zur
Finanzierung der Kleinkindbetreuung und entlasten dadurch den
Gemeindehaushalt.
 Es werden Anreize in Richtung der Senkung von Elternbeiträgen
gesetzt.
 Die Zahl der Einrichtungen freier Träger stabilisiert sich wahrschein-
lich auf einem dem tatsächlichen Bedarf  und der Nachfrage ange-
passten Niveau.
 Wer mit rein wirtschaftlichen Motiven auf dem Markt unterwegs ist,
muss, um sich zu behaupten, eine sehr vorteilhafte Kostenstruktur
realisieren oder sehr hohe Elternbeiträge durch ein besonders hoch-
wertiges und attraktives Angebot rechtfertigen. Beides trägt zur
Verbesserung der Kleinkindbetreuung unter den Aspekten Quantität,
Qualität und Wirtschaftlichkeit bei.
4.5.3 Konzentration des städtischen Betreuungsangebots
Die dezentrale und kleinteilige Struktur des städtischen Betreuungsangebots
in Schwäbisch Hall ist natürlich historisch gewachsen und kann nicht von
heute auf morgen komplett umgestaltet werden. Die Stadt besitzt dennoch
gewisse Handlungsspielräume, um auf längere Sicht auf eine „konzentrierte “
153 vgl. Dürr, Christiane (2009), S. 577.
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Struktur hinzuwirken. Durch deren größere, besser ausgelastete
Einrichtungen lassen sich folgende Synergieeffekte erwarten:
 Durch die größere Zahl an Kindern je Einrichtung, kann  die vorgegebene
Höchstgruppenstärke in mehr Fällen ausgeschöpft werden als bisher.
 Die entsprechende Organisation des Personals in wenige große Gruppen
würde es ermöglichen, die einzelnen Kräfte effizienter zuzuordnen und
einzusetzen. Insb. Urlaubs- und Krankheitsvertretungen ließen sich
leichter organisieren.
 Da sich die Anzahl der einzelnen benötigten Gebäude reduziert,
verringern sich die fixen Kosten für Instandhaltung, Unterhaltung und
Bewirtschaftung.
 Gleichzeitig verteilen sich die Fixkosten wegen der größeren Kinderzahl
auf mehr Beitragszahler. Es kommt zum Effekt der Fixkostendegression.
„Konzentration“ der Betreuungsstruktur meint in diesem Kontext nicht, dass
Einrichtungen nur noch im Kernort anzusiedeln seien154. Derartige Pläne wür-
den sehr wahrscheinlich Widerstände von Seiten der in den Teilorten und
Außenbezirken wohnhaften Familien hervorrufen, die durch den Wegfall bzw.
die Reduzierung der wohnortnahen Einrichtungen Nachteile befürchten. Auch
aus verkehrstechnischer und sonstiger praktischer Sicht, wäre eine  Konzen-
tration von Tageseinrichtungen im Stadtzentrum nicht ideal. Es empfiehlt sich
eher, große gut ausgelastete Einrichtungen im Bereich zwischen dem
Stadtzentrum und den Rändern des Gemeindegebiets anzusiedeln.
Dabei ist zu beachten, dass nach gängiger Rechtsauffassung für Eltern
maximal eine Wegstrecke von 5 km zwischen Wohnort und Tageseinrichtung
zumutbar ist. Auch die Bewohner der entlegenen Ortschaften können bei
Bedarf Anspruch auf einen Betreuungsplatz in zumutbarer Entfernung geltend
machen. Das Betreuungsangebot sollte also das Gemeindegebiet möglichst
vollständig abdecken. Im Fall der Stadt Schwäbisch Hall könnte eine (nah-
ezu) flächendeckende Struktur wie folgt aussehen: Die vier Standorte
154 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.59 f.
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Matheshörlebach (Teilort Tüngental), Gottwollshausen Hessental und
Bibersfeld würden an sich ausreichen, um für das Gemeindegebiet der Stadt
Schwäbisch Hall eine Tageseinrichtung in zumutbarer Entfernung zur Verfüg-
ung zu stellen. Einzige Ausnahme bildet der sehr kleine Ort Wielandsweiler
am südwestlichsten Punkt des Gemeindegebiets155 (s.Tabelle 6).













































An den Standorten Hessental, Gottwollshausen und Bibersfeld sind derzeit
schon Tageseinrichtungen für Kinder vorhanden. Bei Matheshörlebach
handelt es sich dagegen um eine sehr kleine, landwirtschaftlich geprägte
Siedlung. Als Ersatzstandorte kämen die größeren Nachbarortschaften
Sulzdorf und Tüngental, wo es bereits Tageseinrichtungen gibt, in Frage.
Jeder dieser beiden Standorte wäre aber wiederum von mehreren anderen
Ortschaften im Gemeindegebiet weiter entfernt als 5 km. Theoretisch könnte
so die Zahl der städtischen Einrichtung von 13 auf 4 gesenkt werden. In der
Praxis sind jedoch mehr Einrichtungen erforderlich um die wachsenden Zahl
der städtisch betreuten Kleinkinder aufzunehmen. Wenn, wie in Lörrach und
Nürtingen, mehr als 23 Kinder je Einrichtung betreut werden können – mit
einer ambitionierten, zielgerichteten Herangehensweise könnte man in
155 Aufgrund der Tatsache, dass dieser Ort so abgelegen und nur von wenigen Personen
bewohnt ist, ist für ihn keine Lösung zu finden, die wirtschaftlich vertretbar wäre. Bereits jetzt
steht für ihn, zumindest auf Schwäbisch Haller Gemeindegebiet, keine nähergelegene
Einrichtung als die Krippe in Bibersfeld.
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Schwäbisch Hall evtl. auf 25-30 Kinder je Einrichtung kommen - , wären 6
oder 7 Einrichtungen erforderlich156. Zusätzlich für die zur Flächendeckung
erforderlichen Standorte könnten z.B. zusätzliche Einrichtung in der Kernstadt
oder in Hessental weiter-betrieben werden, um die wahrscheinlich besonders
ausgelasteten Standorte Gottwollshausen und Hessental zu entlasten. Die
Stadt sollte um diese Zielsetzung zu verfolgen, nur an den entsprechenden
zentralen Standorten entsprechende Einrichtungen bei Bedarf neu gründen
und systematisch vergrößern. Auf diese Weise könnte eine wirtschaftlich
effiziente und flächendeckende Grundversorgung mit städtischer Kleinkind-
betreuung gewährleistet werden. Durch das Angebot der freien Träger würde
diese Grundversorgung dann im Sinne der gewünschten Vielfalt ergänzt.
4.5.4 Chancen interkommunaler Zusammenarbeit
Auf dem Gebiet der kommunalen Kleinkindbetreuung hat es bisher kaum
interkommunale Kooperation gegeben157. Dabei könnte es den einzelnen
Gemeinden durchaus zu gute kommen, sich den mit der U3-Betreuung
zusammenhängenden Aufgaben wie z.B. Bedarfsplanung, Trägerförderung
Schaffung und Bereitstellung von erforderlichen Plätzen etc., nicht alleine zu
stellen sondern von den Ressourcen und der Erfahrung anderer Gemeinden
zu profitieren158. Eine gemeindeübergreifende Bedarfsplanung könnte zu
effektiveren, sinnvolleren und wirtschaftlicheren Lösungen führen, als die auf
das eigene Gemeindegebiet beschränkte. Sowohl kleinere als auch größere
Gemeinden, wie die Stadt Schwäbisch Hall, würden davon profitieren. Sie
könnten ihrem Versorgungsauftrag gerecht werden und gleichzeitig auf
überzählige Standort verzichten bzw. die sich aus der Angebotskonzentration
ergebenden Auslastungs- und Synergieeffekte optimal ausnutzen.
Bei der Suche nach einer Standort-Struktur, die eine möglichst effiziente und
wirtschaftliche Grundversorgung an U3-Betreuung für die Menschen in allen
Ortschaften der Gemeinde Schwäbisch gewährleistet, müsste z.B. die
156 s. Tabelle 6, S.56.
157 vgl. Dürr, Christiane (2009), S.577 ff.
158 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 17 f.
58
Betrachtung nicht an den Gemarkungs-grenzen enden. Stattdessen könnte
neben dem Bedarf und den Ressourcen der Gemeinde Schwäbisch Hall auch
die der Nachbargemeinden einbezogen werden, insb. von Untermünkheim,
Vellberg, Obersontheim, Michelbach an der Bilz, Rosengarten, Mainhardt und
Michelfeld. In Zusammenarbeit mit diesen Gemeinden könnte der Haller
Bedarf noch effizienter abgedeckt werden als in der zuvor dargestellten
gemeindebezogenen Betrachtung (s. Tabelle 7).
Tabelle 7: Mögliche Grundversorgung des Schwäbisch Haller




















































































































Es wären nur 3 Standorte auf Haller Gemeindegebiet für eine flächen-
deckende Grundversorgung erforderlich. Ortschaften an den Rändern des
Gemeindegebiets könnten durch die Einrichtungen anderer Gemeinden
mindestens ebenso zweckmäßig versorgt werden und deren Auslastung
verbessern. Die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden in Sachen
Kleinkindbetreuung kann natürlich im formlosen Rahmen regelmäßiger
Konsultationen, systematischen Wissensaustauschs, gegenseitiger
Abstimmung von Maßnahmen, bzw. Vereinbarung gemeinsamer Maßnahmen
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stattfinden und eingeübt werden159. Für eine Zusammenarbeit, die auch zu
strategischem Handeln – wie oben im Ansatz dargestellt – fähig ist, bedarf es
jedoch einer formalen Koordination und Organisation. Dies könnte durch
einen Zweckverband geleistet werden. Auf Grundlage des Gesetzes über
kommunale Zusammenarbeit (GKZ) können Gemeinden Zweckverbände
bilden, um die Pflichtaufgaben U3-Betreuung für alle erfüllen zu lassen160.
Wenn es den beteiligten Gemeinden zweckmäßig erscheint, können auch
freie Träger in eine solchen Zweckverband aufgenommen werden161. Die
Rechte und Pflichten der beteiligten Gemeinden hinsichtlich der Kleinkind-
betreuung würden auf den Verband übergehen und von dessen Verwaltungs-
organen erfüllt werden162. Die Aufgabenstellung eines solchen Zweckver-
bands können anhand der Auflistung in Anlage 6 konkretisiert werden. Der
Zweckverband könnte die Verwaltungen der einzelnen Gemeinden somit in
wirtschaftlicher Hinsicht vor allem aber organisatorisch entlasten. Der
zusätzliche Aufwand, der durch den interkommunalen Kostenerstattungs-
anspruch nach § 8 a KiTaG entsteht, könnte daher minimiert werden163. Die
Bereitschaft, sich einem solchen Zweckverband anzuschließen, setzt einen
Mentalitätswandel voraus. Die Kleinkindbetreuung dürfte nicht länger als rein
individuelle Verantwortung gesehen werden, die die einzelne Gemeinde vor
allem für ihre eigenen Einwohner erfüllt. Sie sollte auch nicht primär als
Standortfaktor im kommunalen Wettbewerb betrachtet werden164. Sie sollte
eher als gemeinschaftliche Aufgabe gesehen werden. Dies entspricht i.Ü.
auch der Intention von Bundes- und Landesgesetzgeber. Sowohl der Betreu-
ungsanspruch als auch die ambitionierten Ausbauziele streben eine flächen-
deckende Versorgung an. Durch die Grundlagen der Zuweisungsbemessung
entsteht bereits eine Interdependenz der Gemeinden, der eine gemeinschaft-
liche Aufgabenwahrnehmung Rechnung trägt. Auch entspricht es längst mehr
durchgängig der Lebenswirklichkeit der Familien, ihr Kind nur in Wohnorts-
nähe betreuen zu lassen. Auch bevorzugen immer mehr Eltern arbeitsplatz-
159 vgl. Dürr, Christiane (2011), S.72.
160 vgl. § 1 Satz 1,2 Gesetz über Kommunale Zusammenarbeit (GKZ).
161 vgl. § 2 Abs. 1 Satz 2 GKZ.
162 vgl. §§ 4,12 GKZ.
163 vgl. Dürr, Christiane (2011), S. 166ff, 120ff.
164 vgl. Dürr, Christiane (2009), S.577f.
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nahe gegenüber wohnortsnaher Betreuung, z.B. in Form betrieblicher
Betreuungseinrichtungen. Gemeindeübergreifende Bedarfsplanung kann
diesen Trend besser berücksichtigen.Kommunale Zusammenarbeit wird im
Landkreis Hall durchaus bereits gelebt. Schulträgeraufgaben werden vom
Schulverband „Ilshofener Ebene“ für mehrere Kreisgemeinden wahrgenom-
men. Die Stadt Schwäbisch Hall selber ist seit 1974 erfüllendes Mitglied einer
vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft mit den vier Nachbargemeinden.
Diese befasst sich bereits auch mit bestimmten Themen der Kleinkindbetreu-
ung165. Wenn von Schwäbisch Hall die Initiative zur Gründung eines
Gemeindezweckverbands für die U3-Betreuung ausginge, würde die
Kreisstadt ihrer Vorreiterrolle gerecht und ihre überörtliche Bedeutung
gestärkt. Die Chancen, die die interkommunale Kooperation bietet, sollten
deshalb ernsthaft in Erwägung gezogen werden.
4.5.5 Ausweitung der Betreuungszeiten
Der zeitliche Betreuungsumfang wirkt sich in der Berechnungssystematik der
FAG-Zuweisungen direkt und sehr stark auf die Höhe des individuellen
Zuweisungsbetrages einer Gemeinde aus166. Verantwortlich hierfür sind die
Gewichtungsfaktoren des § 29b FAG die von der Fiktion ausgehen, dass die
Kosten eines Betreuungsplatzes nahezu proportional zur Betreuungszeit des
Kindes steigen. Als Gemeinde, die bei Zuweisungsverteilung durch die
hierdurch zum Ausdruck kommende Ab-wertung der HT- und VÖ- Betreuung
benachteiligt ist, würde es sich für die Stadt Schwäbisch Hall lohnen,
Maßnahmen zu treffen, den zeitlichen Betreuungsumfang der Kinder in ihren
Tageseinrichtungen zu steigern, um so ihre gewichtete Betreuungszahl zu
erhöhen. Dem entsprechend erheblichen Mehr an Zuweisungen stünde dann
in Wirklichkeit nur ein relativ geringfügiger Kostenanstieg durch den variablen
Anteil der Betreuungskosten gegenüber. Die Gestaltungsspielräume der
Kommunen sind in dieser Hinsicht natürlich begrenzt. Wie lange ein Kind in
einer Einrichtung betreut wird, ist letzten Endes immer noch Entscheidung
seiner Eltern. Stadt und Betreuungseinrichtungen können und sollten darauf
165 vgl. Stadt Schwäbisch Hall, öffentlich-rechtliche Vereinbarung v.28.9.1977,s. Anhang V-6.
166 s. Anlage 2
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nur sehr zurückhaltend Einfluss nehmen167. Bisher haben sich Eltern in
Schwäbisch Hall mehr Flexibilität der Betreuungsbausteine gewünscht anstatt
eine möglichst durchgehende Betreuung168. Die HT-Betreuung wird in
Schwäbisch Hall von einem beachtlichen Prozentsatz in Anspruch genom-
men. Insbesondere jungen berufstätigen Frauen gelingt es auf diese Weise,
ihre Rolle als Mutter mit einer Berufstätigkeit zu verbinden. Sowohl Eltern als
auch progressiv eingestellte Arbeitgeber schätzen solche Teilzeitmodelle für
junge Eltern als Errungenschaft auf dem Weg zu einer besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf.
Angesichts dessen muss auch die Frage, ob eine einseitig zeitlich-
quantitative Ausweitung der Betreuung - obwohl wirtschaftlich sinnvoll -
überhaupt als Bedarfs- und Familienorientiert angesehen werden kann.
Bejaht man das, so ergibt sich für die Gemeinden insbesondere hinsichtlich
ihrer eigenen Betreuungseinrichtungen die Möglichkeit, das Ganztages-
modell attraktiv auszugestalten, insb. auch im Hinblick auf die Gestaltung des
Beitragsgefüges. Dieses ist in Schwäbisch Hall bisher sehr differenziert, z.T.
uneinheitlich geregelt 169.
Um die Inanspruchnahme der Ganztagesbetreuung attraktiv zu gestalten
müsste die Beitragsstaffelung als einheitliches Merkmal einen relativ hohen
vom zeitlichen Betreuungsumfang unabhängigen Sockelbetrag und einen
möglichst niedrigen variablen Anteil abhängig von der Betreuungszeit
aufweisen. Eine so vereinheitlichte Beitragsgestaltung würde bewirken, dass
ein Mehr an Betreuungszeit mit einem verhältnismäßig geringem Anstieg des
von den Eltern zu entrichtenden Kostenbeitrags verbunden wäre170.
Eine entsprechende Anpassung des Beitragsgefüges hätte den Effekt, dass
GT-Betreuung für Eltern wirtschaftlich attraktiver wird.
167 vgl. Dürr, Christiane (2011, S. 37.
168 vgl. Stadt Schwäbisch Hall (2013), Kindergarten-Bedarfsplan S.11.
169 vgl. Stadt Schwäbisch Hall (2012), Übersicht Entgelte Tageseinrichtungen für Kinder,
S.1-4,s. Anhang V-7
170 s. Anlage 7.
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Begleitet werden könnte dies außerdem von anderen gezielten Maßnahmen
des Marketings und der Öffentlichkeitsarbeit. Wenn eine Gemeinde, wie die
Stadt Schwäbisch Hall für Freizeit- und Kulturangebot wirbt, warum sollte sie
nicht auch auf ihr GT-Betreuungsangebot aufmerksam machen.
4.5.6 Stärkere Einbeziehung der Tagespflege
Das Angebot der Tagespflege wird in Schwäbisch Hall kaum in Anspruch
genommen. Dabei würde ein stärkerer Anteil der Tagespflege an der
Kleinkindbetreuung die Stadt  schon aus rein wirtschaftlichen Gründen – die
finanzielle Belastung für die Förderung der Tagespflege trägt der Landkreis171
– erheblich entlasten. Die Schwäche der Tagespflege in der Gemeinde kann
damit erklärt werden, dass die Stadt Tagepflege und Tagespflegepersonen
bisher nicht schwerpunktmäßig gefördert hat172. Finanzielle Mittel für die
Förderung der Tagespflege sind zwar in Haushalt zur Verfügung gestellt
worden, aber die offizielle städtische Bedarfsplanung hat sich vor allem auf
die institutionelle Kinderbetreuung konzentriert. Jedenfalls ist bisher von
städtischer Seite keine aktive Zusammenarbeit mit den Akteuren der
Tagespflege verwirklicht worden. Hier muss angesetzt werden, wenn die
Tagespflege in Schwäbisch Hall wieder eine stärkere Rolle spielen soll.
4.5.7 Unterstützung des Städtetags
Die beschriebenen Maßnahmen zielen darauf ab, das Beste aus der gegebe-
nen Situation, die von Zuweisungsbeträgen in unzureichender Höhe  geprägt
ist, zu machen. Alle Effizienzbestrebungen und Sparmaßnahmen der einzel-
nen Gemeinde sind auf Dauer aber nur von begrenztem Wert, insb. dann,
wenn es bei einer Landesförderung bleibt, die die Gemeinden nicht mit den
für die Erfüllung einer wachsenden und an Komplexität zunehmenden Pflicht-
aufgabe benötigten Mitteln ausstattet. Eine dauerhafte Verbesserung ist nur
zu erwarten, wenn die systembedingte Finanzierungslücke geschlossen wird.
171 vgl. § 8b Abs.1 KiTaG.
172 Stadt Schwäbisch Hall (2013) Kindergarten-Bedarfsplan, S.19ff.
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Die Kommunalen Landesverbände, u.a. der Städtetag Baden-Württemberg
setzen sich gegenwärtig auf Landesebene für eine grundlegende Anpassung
der Berechnungsgrundlage173. Eine gemeinsame Finanzkommission des
Landes und der kommunalen Landesverbände setzt sich derzeit erneut mit
konkreten Alternativen zum bisherigen Bemessungsverfahren auseinander.
Die Stadt Schwäbisch Hall tut als Mitglied des Städtetags gut daran, diesen
Prozess mit Interesse zu verfolgen und die Bemühungen des kommunalen
Landesverbandes in dieser Richtung zu unterstützen.
Hilfreich wäre z.B. auch, dass die Gemeinden die vom Städtetag vertretenen
oder sonstigen Berechnungsmodelle mit eigenen Daten aus der Praxis
„testen“ und dem Städtetag laufend Rückmeldung darüber geben, wie sich
deren praktische Umsetzung vor Ort auswirken würden. Dies ist nötig, um zu
verhindern, dass sich der Städtetag – wie bereits vorgekommen – für Änder-
ungen einsetzt, die sich letzten Endes gar nicht zum Vorteil seiner Mitglieder
auswirken. Die Folgen der Verfahrensänderung sollten anders als beim
Wechsel von der Festbetragsförderung zur prozentualen Betriebskosten-
Beteiligung, anhand der konkreten Verhältnisse in der kommunalen Wirklich-
keit  antizipiert wurden.
Auch eine juristisches Vorgehen gegen die Berechnung des Kleinkindlasten-
ausgleichs nach § 29c FAG kommt im Rahmen einer kommunalen
Verfassungsbeschwerde in Betracht174. Da in Baden-Württemberg noch im-
mer nicht gerichtlich festgestellt ist, dass das Konnexitätsprinzip vollumfäng-
lich auf die vom Land veranlasste Übertragung der Aufgabe Kinderbetreuung
an die Gemeinden Anwendung findet, würde ein entsprechendes Urteil die
Position der Gemeinden stärken. Eine solche Klage beim Staatsgerichtshof
birgt jedoch auch gewisse Risiken und sollte in jedem Fall mit dem Städtetag
abgestimmt werden.
173 vgl.Gläser, Stefan (2014) in Az: 462.2, S.1 f, s. AnhangV-1l.
174 vgl. Kluth, Wilfried (2009) in LKV,  S.339.
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5 Schlussbemerkung
Die vorliegende Betrachtung hat gezeigt, dass die Änderung der Förderung
der Kleinkindbetreuung, die in 2014 wirksam geworden ist, im Wechsel von
der pauschalen Festbetragsförderung hin zur prozentualen Kostenbeteiligung
besteht. Die Kommunalen Landesverbände hatten sich davon erhofft, dass
die Kommunen für ihre gesetzliche Aufgabe, für ein flächendeckendes Ange-
bot an U3-Betreuung zu sorgen, besser ausgerüstet werden. Die neuen Zu-
weisungsbeträge sind zwar – auch bezogen auf die gewichtete Kinderzahl -
immer noch um ein Vielfaches höher als sie es bis 2011 waren. Ganz offen-
sichtlich reichen sie aber nicht aus, um den Gemeinden eine angemessene
Deckung ihrer realen Kosten i.S.d. Konnexitätsprinzips zu ermöglichen175.
Das liegt weniger an dem im Pakt für Familien mit Kindern vereinbarten
Fördersatz von 68% sondern daran, dass die Betriebsausgaben, so wie sie
das Land Baden-Württemberg interpretiert, überhaupt nicht die tatsächlichen
Kosten der Kleinkindbetreuung abbilden. Außerdem führt die Gewichtung der
Kinderzahlen nach Betreuungszeit gem. den Faktoren des § 29 c Abs. 3 FAG
dazu, dass bestimmte Betreuungsformen nicht entsprechend der durch sie
entstehenden Kosten gefördert werden. Den Gemeinden entsteht infolge
dieser Finanzierungslücke eine erhebliche wirtschaftliche Mehrbelastung.
Der psychologische Effekt dessen ist, dass die Gemeinden sich von der ihnen
übertragenen Aufgabe überfordert und vom Land allein gelassen fühlen176.
Das bremst ihr Engagement hinsichtlich der Ausweitung des Betreuungs-
Angebots. Die finanzielle Belastung erzeugt einen Kostendruck, auf den die
Verwaltungen z.T. mit Sparmaßnahmen reagieren. Oft gehen diese Maß-
nahmen zu Lasten der Kinder und Eltern. So wird mancherorts (Schwäbisch
Hall, Waiblingen) die bestehende Gestaltung der Elternbeiträge auf den Prüf-
stand gestellt. Die unzureichende Zuweisungssituation begünstigt Entscheid-
ungen, die zu einer generellen Anhebung der Gebühren führen, auch wenn
diese im Grunde nur von relativ begrenztem und kurzfristigem Nutzen sind.
175 Vgl- Kluth, Wilfried (2009) in LKV, S. 341f .
176 vgl. Dürr, Christiane (2009) , S.572.
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Auch die im Rahmen dieser Abhandlung gegebenen Handlungsempfeh-
lungen gehen z.T. zu Lasten der Familien. So führt die unter dem Aspekt der
Wirtschaftlichkeit anzustrebende Konzentration der kommunalen Betreuungs-
einrichtungen zu einer Reduzierung des unmittelbar wohnortsnahen Betreu-
ungsangebots177. Auch die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden und
freien Trägern dürfte in vielen Fällen auf den Prüfstand gestellt und neu
verhandelt werden.
Besonders bedauerlich und fragwürdig erscheint es, dass sich die in der
Verteilung der FAG-Zuweisungen angelegten Steuerungsanreize so auswir-
ken, dass sich die Gemeinden immer stärker an dem vom Land vorgegeben
Leitbild für die U3-Betreuung orientieren: Immer mehr Kinder immer länger
betreuen. Auch wenn dies mancherorts – vor allem in Ballungsgebieten – den
konkreten Bedürfnissen der Familien entsprechen mag, gilt das noch lange
nicht für alle Gemeinden des Landes178. Eine Zuweisungspraxis, die Familien
mit Kindern zugute kommen soll, müsste sich mehr an deren Vorstellungen
und Lebenswirklichkeit ausrichten.
Nicht zuletzt ist auch festzustellen, dass wegen der detaillierten Basisdaten,
die für die Zuweisungsberechnung bereits jetzt benötigt werden, Dokumen-
tation und Statistik v.a. über die Belegung der Plätze eine immer größere
Bedeutung und Aufmerksamkeit erhalten und die eigentliche pädagogische
Tätigkeit dabei in den Hintergrund geraten könnte179. Alles in allem trägt die
Zuweisung nach § 29c FAG in ihrer gegenwärtigen Form nicht dazu bei, die
Kinderbetreuung zu stärken, sondern führt in vielen Gemeinden eher dazu,
dass deren qualitativer und quantitativer Ausbau deutlich erschwert und
verzögert wird180.
177 vgl. Dürr, Christiane (2011,, S. 59.
178 vgl. Stadt Schwäbisch Hall, Kindergartenbedarfsplan, S.19
179 vgl. Dürr, Christiane (2009), S. 574.
180 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Az: 462.2, S.1 f, s. AnhangV-1l.
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Anlage 1:
Darstellung einer Erhebung zur Betreuungssituation in Schwäbisch Hall
und vergleichbaren Städten
Anmerkungen: die Angaben über den Belegungstand beziehen sich auf den Sitchtag 01.03.2014.
Kindergärten mit altersgemischten Gruppen fließen in die Einrichtungszahl mit ein.
Zahl betreuter Kinder Zahl der Zahl der ErzieherInnen




















Lörrach 60 43 206 107 416 2 6 10 18 15 15 55 85
Rastatt 80 150 78 13 321 4 12 7 23 119 159 42 320
Biberach 20 40 130 33 223 4 14 6 24 29,82 75,52 57,07 162,405
Singen 126 135 66 18 345 9 8 4 21 58,15 55,82 26,98 140,95
Heidenhei 105 101 23 16 245 6 18 3 27 k.A. k.A. k.A. -
Bruchsal 0 152 126 83 361 0 10 8 18 k.A. k.A. k.A. -
Schwäbisc
h  Hall 127 27 87 31 272 13 4 9 26 k.A. k.A. k.A. -
Rottenbur 51 116 49 0 216 6 20 5 31 k.A. k.A. k.A. -
Ettlingen 2 86 77 119 284 1 8 7 16 3 111 87 201
Ostfildern 25 73 100 71 269 3 8 5 16 k.A. k.A. k.A. -
Albstadt 60 85 35 10 190 8 14 2 24 k.A. k.A. k.A. -
Balingen 67 77 51 40 235 10 12 4 26 k.A. k.A. k.A. -
Nürtingen 94 0 60 59 213 5 0 4 9 k.A. k.A. k.A. -
Schorndor 41 67 67 50 225 6 3 6 15 37 k.A. k.A. -Kornwesthe
im 170 30 75 18 321 10 3 2 15 45,5 28 0 73,5
Durchschn 69 79 82 45 276 6 9 5 21 51 56 30 130
Quelle:  Eigene Erhebung  August-September 2014
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Anlage 2:
Zuweisungsbezogene Basisdaten für Schwäbisch Hall und 37 vergleichbare Gemeinden
bis 25 h 25-35 h über 35 h
Schwäbisch Gmünd, Stadt 1.922.842 289 21,80% 60,55% 17,65% 113,78 58.293 512,33
Lahr/Schwarzwald 1.850.618 267 9,74% 70,79% 19,48% 69,79 43.315 620,65
Lörrach, Stadt 1.830.921 233 14,16% 30,47% 55,36% 39,42 48.160 1221,71
Rastatt, Stadt 1.780.270 259 10,81% 71,04% 18,15% 59,02 46.819 793,27
Biberach an der Riß, Stadt 1.668.652 215 3,26% 52,09% 44,65% 72,16 31.157 431,78
Leinfelden-Echterdingen, Stadt 1.658.334 244 11,07% 73,36% 15,57% 29,9 37.224 1244,95
Singen (Hohenwiel), Stadt 1.574.854 213 6,57% 59,62% 33,80% 61,75 45.355 734,49
Baden-Baden, Stadtkreis 1.569.227 230 32,61% 36,52% 30,87% 140,21 52.585 375,04
Heidenheim an der Brenz, Stadt 1.563.599 223 26,01% 40,81% 33,18% 107,1 46.137 430,78
Weinheim, Stadt 1.542.025 208 3,85% 15,87% 32,69% 58,11 43.315 745,40
Bruchsal, Stadt 1.542.025 226 19,47% 58,41% 22,12% 93,02 42.427 456,11
Schwäbisch Hall, Stadt 1.539.212 231 21,21% 46,75% 23,38% 104,23 37.096 355,91
Sankt Leon-Rot 1.461.360 188 20,21% 23,40% 56,38% 25,56 12.740 498,44
Leonberg, Stadt 1.441.662 195 15,90% 44,10% 40,00% 48,73 45.108 925,67
Bretten, Stadt 1.362.873 207 23,67% 59,90% 16,43% 71,12 28.177 396,19
Kehl, Stadt 1.356.307 228 52,63% 34,21% 13,16% 75,06 33.991 452,85
Tuttlingen, Stadt 1.304.719 195 19,49% 63,08% 17,44% 90,48 33.177 366,68
Rottenburg am Neckar, Stadt 1.295.339 192 8,33% 79,69% 11,98% 142,26 41.402 291,03
Kirchheim unter Teck, Stadt 1.230.619 179 14,53% 64,80% 20,67% 40,47 39.264 970,20
Bühl, Stadt 1.177.154 173 28,90% 43,35% 27,75% 73,21 28.572 390,27
Sinsheim, Stadt 1.128.380 168 19,64% 61,90% 18,45% 127,01 34.791 273,92
Ettlingen, Stadt 1.108.682 150 0,00% 70,67% 29,33% 56,74 38.866 684,98
Albstadt, Stadt 1.100.241 166 4,22% 80,72% 9,04% 134,42 43.980 327,18
Balingen, Stadt 1.098.365 179 51,40% 29,61% 18,99% 90,34 33.213 367,64
Wiesloch, Stadt 1.078.667 141 15,60% 35,46% 48,94% 30,26 25.135 830,63
Waldkirch, Stadt 1.070.226 160 30,00% 45,63% 24,38% 48,47 21.048 434,25
Rottweil, Stadt 1.056.156 162 15,43% 75,93% 8,64% 71,76 24.440 340,58
Nürtingen, Stadt 1.056.156 133 6,77% 39,85% 53,38% 46,9 39.480 841,79
Schordndorf, Stadt 1.049.590 147 12,24% 59,18% 28,57% 56,86 38.281 673,25
Emmendingen, Stadt 1.034.583 169 43,20% 43,79% 13,02% 33,8 26.122 772,84
Neckarsulm, Stadt 1.025.203 134 1,49% 58,96% 39,55% 24,94 25.754 1032,64
Kornwestheim, Stadt 1.009.257 134 8,96% 50,75% 40,30% 14,64 31.732 2167,49
Gaggenau, Stadt 1.009.257 142 28,17% 33,80% 38,03% 65,05 28.530 438,59
Durchschnittswerte 1.340.610 192 17,78% 51,45% 28,94% 68,13 35.461 520,46


























Gegenüberstellung der Jahresrechnungsstatistik 2012
mit den Haushaltsdaten der Stadt Schwäbisch Hall
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Anlage 3b: Gegenüberstellung der Jahresrechnungsstatistik 2012
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Anlage 3c Gegenüberstellung der Jahresrechnungsstatistik 2012
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Anlage 4a
Berechnung der Zuweisungen gem. § 29c FAG in 11
Schritten für die Stadt Schwäbisch Hall
Schritt 1 : Ermittlung der Ausgaben des Verwalt.gshaushalts181
2.465.594.393 € Ausgaben des Verwaltungshaushalts,
Gruppierungsnummer 899,
Summe Wert GI L 463 und 454
Jahresrechnungsstatistik
Schritt 2: Bereinigung der Einnahmen Ausgaben des Verwaltungs-
haushalts um haushaltstechnische Verrechnungen182
2.465.594.393 € Ausgaben des Verwaltungshaushalts, Grup.-Nr.899
- 66.689.787 € Innere Verrechnungen (des VwHH), Grup.-Nr. 679
- 26.995.918 € Abschreibungen (allg.) , Grup.-Nr. 680
- 9.989.621 € Abschreibungen für Grundstücke…, Grup.-Nr. 681
- 1.802.812 € Abschreibungen für bewegliche Sachen, Grup.-Nr. 682
- 47.681.684 € Verzinsung des Anlagekapitals, Grup.-Nr. 685
2.312.434.566 € bereinigte Ausgaben des VwHH, Grup-Nr. 8991
Schritt 3: Verrechnung der bereinigten VwHH-Ausgaben mit
den bereinigten Einnahmen des VwHH
2.312.434.566 € bereinigte Ausgaben des VwHH, Grup.-Nr.8991
- 1.247.109.092 € Einnahmen des VwHH ohne haushaltstechnische Verrrechnungen,
Grup.-Nr. 2991
+ 952.348.426 €183 Zuweisungen vom Land, Grup.-Nr. 171
2.017.673.900 „Nettoausgaben“
Schritt 4: Bereinigung Sozialausgaben nach §90 Abs.3 SGB VIII184
2.017.673.900 € „Nettoausgaben“
- 17.798.000 € Sozialausgaben nach § 90 Abs.3 SGB VIII
1.999.875.900 € „verbleibende Nettoausgaben“
181 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW , R 23875/2014 – Anlage 1,  S. 2 f, Anhang V-1e.
182 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW , R 23875/2014 – Anlage 1,  S. 2 f, Anhang V-1e.
183 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW , R 23875/2014 – Anlage 1,  S. 2 f, Anhang V-1e.
184 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW , R 23875/2014 – Anlage 1,  S. 4, Anhang V-1e.
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Anlage 4b
Schritt 5: Aufteilung der „verbleibenden Nettoausgaben“ auf U3  / Ü3
Der fiktive Anteil der unter- dreijährigen an den
(verbleibenden) Nettobetriebsausgaben beträgt rd. 28%185




Kinderzahlen186 42.383 208.901,80 251.284,80
Gewichtungsfaktor187 1,00 0,523 --
doppelt gewichtete
Kinderzahl 42.383 109.255,64 151.638,64
fiktiver Kostenanteil 28% 72% 100%
28 % fiktiver Kostenanteil
1.999.875.900 €188 „verbleibende Nettoausgaben“
559.965.253 €189 U3-Anteil der „verbleibenden Netto ausgaben“
Schritt 6: Ermittlung der Bruttobetriebsausgaben 2012
559.965.253 € U3-Aneil der „verbleibenden Netto ausgaben“
+ 44.797.220 €190 8% fiktive Elternanteile
604.762.472 €191 „Bruttobetriebsausgaben“
Schritt 7: Ermittlung der Bruttobetriebsausgaben pro Kind (2012)
604.762.472 € „Bruttobetriebsausga
42.383192 Zahl der in 2012 betreuten Kinder (U3)
= 14.269 €193 Bruttobetriebsausgaben pro Kind (2012)
185 vgl. Gläser, Stefan ( 2014) in Städtetag BW, R 23855/2014 , S.2
186 Werte der Kinder-und Jugendhilfestatistik 2012
187 Vgl. Christner, Agnes (2014)  in  Städtetag BW, R 23629/2014 , S.3
188 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag  BW, R 23875/2014 – Anlage 1, S. 4
189 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW , R  23875/2014 - Anlage 2
190 Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW,  R  23875/2014 - Anlage 2 (s.Anhang V-1e) gibt hier aufgrund eines
Rundungsfehlers 49.000 € an. Dieser originäre Rechenfehler zieht weitere Unstimmigkeiten nach sich.
191 lt. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW,  R  23875/2014 - Anlage 2, (s.Anhang V-1e): 609.000 €
192 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag Baden-Württemberg ,  R  23875/2014 - Anlage 2
193 lt. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW,  R  23875/2014 - Anlage 2, (s.Anhang V-1e): 14.358 €
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Anlage 4c
Schritt 8: Aktualisierung der Bruttobetriebsausgaben
14.269 € Bruttobetriebsausgaben pro Kind (2012)
x  46.404 Anzahl der betreuten Kinder (einfach gewichtet) in 2013
662.138.067 €194 Bruttobetriebsausgaben als Bemessungsrundlage für  die
Finanzzuweisung
Schritt 9: Ermittlung des Landesanteils
68% Bundes- und Landes- Anteil
von
662.138.069 € Bruttobetriebsausgaben als Bemessungsgrundlage für die
Finanzzuweisung
450.253.887 €195 Beteiligung von Bund und Land (=Zuweissungssumme)
Schritt 10: Ermittlung des Pro-Kopf-Betrags
450.253.887 € Beteiligung von Bund und Land
48.317196 gew. Kinderzahl in 2013
=  ca. 9.319 €197 Zuweisung pro Kind im FAG 2014
Schritt 11: Ermittlung des Aktualisierung der Bruttobetriebsausgaben
ca. 9.380 €198 Zuweisungsbetrag pro Kleinkind (Pro-Kopf-Betrag)
x     164,1 Anzahl der im Gemeindegebiet der Stadt Schwäbisch Hall betreuten
Kleinkinder (einfach gewichtet)
1.539.212 € Finanzzuweisung  der Stadt Schwäbisch Hall
194 lt. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag Baden-Württemberg , R  23875/2014 -Anlage 2 (s.Anhang V-1e): 666.000 €
.
195 lt. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag Baden-Württemberg , R  23875/2014 -Anlage 2 (s.Anhang V-1e): 453.000 €
.196 vgl. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag BW,  R  23875/2014 - Anlage 2, s.Anhang V-1e
197 lt. Gläser, Stefan (2014) in Städtetag Baden-Württemberg , R  23875/2014 -Anlage 2 (s.Anhang V-1e): 9.375
bzw. 9.380 €.198 vgl. Hinz, Stefanie und Schmid, Willi  (2014) in Städtetag BW, R 23855/2014 , S. 2, Anhang V1f.
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Anlage 5:
Vorschlag für ein mögliches künftiges Verfahren zur
Bemessung der Zuweisungsbeträge der Kleinkindförderung
Schritt 1:Für jedes Jahr wird im Rahmen des FAG ein Pro-Kopf-Betrag
festgesetzt.
Schritt 2:Jede Gemeinde erhält für dieses Jahr eine Zuweisung in Höhe des
mit ihrer jeweiligen nach Betreuungszeit gewichteten Kinderzahl
vervielfachten Pro-Kopf-Betrags ausgezahlt.  Nicht jedoch mehr als ihre
tatsächlichen Kosten im zweitvorangegangen Haushaltsjahr. Die Mittel sind
zweckgebunden, d.h. nur für die Aufgabe der Kleinkindbetreuung zu
verwenden. Rückstellungen entsprechend der nicht zahlungswirksamen
Aufwendungen dürfen gebildet werden.
Anmerkung: Durch die Verteilung nach der gewichteten Kinderzahl wird der
Bedarf berücksichtigt und der quantitative Ausbau gefördert. Soweit der Pro-
Kopf-Betrag einigermaßen stabil bleibt, trägt dies auch zur
Planungssicherheit bei.
Ein geringfügiges Defizit ergibt sich bei konstanter Kostensteigerung durch
die Verschiebung des Kostenersatzes um zwei Jahre.
Schritt 3 :Die Faktoren zur Gewichtung der Kinderzahl berücksichtigen die
Bedeutung des Betreuungszeit-unabhängigen Fixkostenanteils an den
Gesamtkosten der Kleinkindbetreuung und den Effekt der
Fixostendegression.
Der Pro-Kopf-Betrag errechnet sich aus den tatsächlichen Platzkosten  einer
„Modellkommune“ im zweitvorangegangenen Jahr.
Anmerkung: Die Anpassung der Gewichtungsfaktoren führt zu einer
bedarfsgerechteren Verteilung. Gemeinden mit einem hohen Anteil an HT-
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Betreuung werden dadurch nicht mehr so stark benachteiligt , wie bisher. Der
Pro-Kopf-Betrag wird an die reale Kostenentwicklung gekoppelt.
Schritt 4:Für die Ermittlung von Platzkosten sind die Aufwendungen der
Kleinkindbetreuung nach der Ergebnisrechnung des jeweiligen Jahres
maßgeblich.
Die „Modellkommune“ ist diejenige Kommune, die im für die Ermittlung der
Platzkosten maßgeblichen Jahr im landesweiten Vergleich das beste
Verhältnis zwischen Betreuungsqualität und Kosten erzielt hat.
Anmerkung: Es wird unmissverständlich klargestellt, welche Werte für die
Bestimmung der Zuweisungen heranzuziehen sind.
Einige Kommuen erhalten ihre Kosten in voller Höhe erstattet, die anderen
können ihre ungedeckten Kosten unabhängig von der Zuweisung mit
Beiträgen und anderen Einnahmen decken. Dadurch ist dem
Konnexitätsprinzip Rechnung getragen. Von der Förderung gehen folgende
Anreize aus:
 Kommunen, die ein ideales Verhältnis von Betreuungsqualität und
Wirtschaftlichkeit aufweisen werden durch eine (nahezu)
kostendeckende Zuweisung belohnt.
 Kommunen, die höhere Kosten haben als die Modellkommune
erhalten unabhängig von der Qualität ihres Betreuungsangebots
keinen vollen Kostenersatz. Sie müssen die ungedeckten kosten über
Elternbeiträge oder mit Mitteln aus dem eigenen Haushalt decken. Sie
erhalten somit den Anreiz ihre Kosten zu senken.
 Kommunen, die geringere Kosten haben als die Modellkommunen
erhalten dennoch einen vollen Kostenersatz zusammen aber mit der
Rückmeldung, dass ihre Betreuungsqualität zu niedrig ist. Sie werden
dadurch in die Lage versetzt Elternbeiträge, zusätzliche Einnahmen
oder Mittel aus dem Gemeindehaushalt zur Verbesserung ihrer
Qualität zu verwenden und erhalten einen immateriellen Anreiz dies
auch zu tun.
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Schritt 5:Im Rahmen des landesweiten Vergleiches wird für jedes Jahr ein
Benchmark erstellt, der die Kosten (alle Aufwendungen für die
Kleinkindbetreuung nach der Ergebnisrechnung des maßgeblichen Jahres)
sowie Qualität der Betreuung, gemessen an standardisierten, anerkannten
und fachbezogenen Kriterien erfasst.
Anmerkung: Anhand des Benchmarks ist es möglich, den Kommunen
qualifizierte Rückmeldung über die Qualität ihres Betreuungsgebots zu
geben. Sinnvollerweise kann das Benchmarking mit einem
Wissensaustausch verbunden werden, sodass die einzelnen Gemeinden die
Möglichkeit erhalten, vom jeweils besten zu lernen und sich so zu verbessern.
Schritt 6:Die Gemeinden haben ihre Kosten und Qualitätsmerkmale
rechtzeitig an die für die jährliche Erstellung des Benchmarks zuständige
Stelle zu übermitteln.
Anmerkung: Hier wird auf die Mitarbeit der der Gemeinden erforderlich.
Die Ermittlung der Kosten der Kleinkindbetreuung dürfte den Gemeinden,
welche noch die Kameralistik anwenden, einen gewissen Mehraufwand
bereiten. Dies ist jedoch zumutbar, da die Umstellung auf die Doppik bereits
schon seit einigen Jahren angestrebt wird. Die Qualitätsmerkmale müssen
mit der Hilfe pädagogischer Fachleute eindeutig, messbar und
nachvollziehbar definiert werden und vor Ort auf einem Wege dokumentiert
werden, der möglichst wenig manipulationsanfällig ist. Hiermit muss sich







Mögliche Aufgabenstellungen eines kommunalen
Zweckverbandes für die Kleinkindbetreuung
 Bedarfsermittlung und Bedarfsplanung und konkrete Entscheidung über
Standorte für alle kommunalen Einrichtungen.
 Ermittlung und Auswertung statistischer Daten wie z.B. Kindezahlen, Anzahl
und Herkunft von Kindern auswärtiger Gemeinden, Betreuungszeiten, ewich-
tete Kinderzahlen etc. und Weiterleitung an die entsprechenden Adressaten.
 Förderung der Einrichtungen freier Träger und Aushandlung der
entsprechenden Rahmenverträge
 allgemeine Verwaltungsarbeit für die einzelnen kommunalen Einrichtungen
 direkte Beantragung von Bundesmitteln für Investitionen und sonstige
Zuschüsse für die einzelnen städtischen Einrichtungen.
 Personalauswahl, Arbeitgeber- bzw. Dienstherren -Eigenschaft etc .
hinsichtlich des pädagogischen und sonstigen Personals
 Vereinnahmung aller FAG-Zuweisungen, anderer Zuschüsse, Elternbeiträge
und sonstiger Einnahmen der Kleinkindbetreuung und primäre Übernahmen
der Kosten der Kinderbetreuung aller Einrichtungen. Die Gemeinden
erstatten dem Zweckverband die ungedeckten Kosten, d.h. den Abmangel im
Rahmen einer Verbandsumlage.
 Formulierung und Umsetzung einheitlicher wirtschaftlicher,
sicherheitstechnischer,  pädagogischer und sonstiger qualitativer Standards
in allen Einrichtungen
 Pflege des Kontakts zu Eltern und pädagogischem Personal und
angemessene Berücksichtigung von deren Erwartungen und Bedürfnissen
sowie Befassung mit  Beschwerden und sonstige Rückmeldungen.
 Entscheidung oder Vorschlagserarbeitung hinsichtlich  Bedarfs- und
Nachfrage- gerechte Gestaltung der Öffnungs- und Betreuungszeiten.
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Anlage 7
Mögliche Anpassung der Elternbeiträge zur Erhöhung

















Uneinheitlich 2 € / Stunde
Gesamtentgelt abhängig von der Betreuungszeit in Stunden /
Woche
bis 15 h k.A. 180,- €
mehr als   15 - 29 122,5 € bis 202,5 € 210,- €
mehr als 29 - 34 199,5 € 220,- €
mehr als   34 - 39 k.A. 230,- €
mehr als   39 - 44 225 € bis 292,5 € 240,- €
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Referat Politik für Kinder
Ministerium für Arbeit und Soziales 
Planungen des Landes zum Ausbau 
der Betreuungsangebote für Kleinkinder
Ministerium für Arbeit und Soziales
Baden-Württemberg
Gliederung
- Ausgangslage und aktuelle Förderung
- Verständigung Bund – Länder – Kommunen 2007
- Einigung zwischen Kommunalen Landesverbänden und Landesregierung vom 
21.12.2007
Ministerium für Arbeit und Soziales
- Umsetzung der Investitionskostenbeteiligung im Land ab 2008
- Wesentliche Inhalte der geplanten VwV Investitionen Kleinkindbetreuung
Regierungserklärung Ministerpräsident Günther H. Oettinger 
(Legislaturperiode 2006-2011)
• Die grundsätzliche Zuständigkeit für die Kleinkindbetreuung liegt bei den 
Kommunen. 
• Die Landesregierung wirkt jedoch am Ziel eines qualitativen und quantitativen 
Ausbaus der Betreuungsangebote mit:
- bisherige Mitfinanzierung von 10% bei den Kinderkrippen wird beibehalten
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA        23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
- Strukturförderung der Tagespflege wird im bisherigen Umfang fortgeführt.
Förderung des Ministeriums für Arbeit und Soziales für Angebote der 
Kleinkindbetreuung
• Förderung der Betriebskosten seit 2003
– Verwaltungsvorschrift zur Förderung der Kleinkindbetreuung 
(VwV Kleinkindbetreuung) idF vom 14.11.2006 (GABl. S. 584)
• Neuregelung der Betriebskostenfinanzierung geplant ab 01.01.2009 (derzeit 
Verhandlungen mit Kommunen und Trägern)
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
• Förderung der Investitionskosten ab 01.01.2008
– Umsetzung der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern 
„Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung 2008-2012“
Entwurf einer Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Arbeit und Soziales 
zur Umsetzung des Investitionsprogramms des Bundes (VwV Investitionen 
Kleinkindbetreuung)
(derzeit Auswertung der Anhörungsergebnisse)
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Aktuelle Landesförderung nach der VwV Kleinkindbetreuung
• Grundlage:
Finanzierungsbeteiligung des Landes von 10 % an den Betriebskosten
• Kinderkrippen: Pauschalzuschüsse, abhängig von der wöchentlichen Öffnungszeit
von 4.000-15.000 Euro je Gruppe
Ministerium für Arbeit und Soziales
• Kindertagespflege: Förderung an die Stadt- und Landkreise, bemessen nach
– Zahl der Kleinkinder
– Zahl der Kindertagespflegepersonen (je nach Qualifizierung)
Förderung an den Landesverband der Tagesmüttervereine für Durchführung 
von Qualifizierungsmaßnahmen
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Plätze Kleinkindbetreuung BW insgesamt
2003-2007

















DIDACTA         23. Februar 2008 

































Entwicklung der Versorgungsquote im Kleinkindbereich 
in BW 2003-2007
Ausbau der Kleinkindbetreuung















2003 2004 2005 2006 2007
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Verständigung Bund-Länder-Kommunen zum Ausbau der 
Kleinkindbetreuungsangebote aus dem Jahr 2007
• Zielwerte Versorgungsquote bundesweit durchschnittlich 35 v.H.
- Platzangebot bundesweit im Endausbau (2013): 750.000 
Plätze
- das sind 300.000 Plätze über dem Ausbau nach TAG (2010)
(17.v.H.)
Ministerium für Arbeit und Soziales
• Für Baden-Württemberg
- landesweit durchschnittlich 34 v.H.
- Platzangebot im Endausbau (2013): 92.000 Plätze
- das sind 60.000 Plätze über dem Ausbaustand 2007 und ca. 
44.000 Plätze über dem Ausbau nach TAG (2010; 17.v.H.)
Kosten des Ausbaus und Beteiligung des Bundes
• Grundsatz: Der Bund beteiligt sich lediglich an den Kosten, die über den TAG-
Ausbau (17.v.H.)  hinausgehen.
• Ausbaukosten (über TAG) 2008-2013):12 Mrd. € (für Investitionen und Betrieb)
• Bund übernimmt davon 1/3 : 4,00 Mrd. €
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA        23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
– davon für Investitionen: 2,15 Mrd. €
– davon für Betriebskosten: 1,85 Mrd. €
– dauerhaft für  Betriebskosten ab 2014: 770 Mio. €
• Auf Baden-Württemberg entfallen:
– für Investitionen bis 2013: 297 Mio. € (ca. 50 Mio.p.a.)
– für Betriebskosten bis 2013: 238 Mio. € (aufwachsend von 
13 Mio. bis 90 Mio. €)
– dauerhaft für Betriebskosten ab 2014:    99 Mio. €
Eckpunkte der Einigung zwischen den 
Kommunalen Spitzenverbänden und der Landesregierung Baden-
Württemberg über die Finanzierung des Ausbaus der 
Kleinkindbetreuungsangebote vom 21. Dezember 2007 (1)
• Die Finanzierungsbeteiligung des Bundes an den Investitionskosten werden in sechs 
Jahreszahlungen á jeweils ca. 50 Mio. € in vollem Umfang an die Kommunen zur 
Förderung der Einrichtungen und der Kindertagespflege weitergeleitet.
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
• Das Land ergänzt diese Mittel, indem im Ausgleichstock in den Jahren der 
Beteiligung des Bundes für antragsberechtigte Gemeinden ein sinnvoller  und 
ausreichender Korridor eingerichtet wird.
• Das Land beteiligt sich ab 2009 mit einer gegenüber dem bisherigen mittelfristigen 
Finanzplan wesentlich erhöhten Landesförderung an den Betriebskosten. Die Mittel 
des Landes werden aufwachsend ab 2009 im Jahr 2014 einen Betrag von 165 Mio. €
erreichen, was etwa einem Drittel der Nettobetriebskosten entspricht.
Eckpunkte der Einigung zwischen den 
Kommunalen Spitzenverbänden und der Landesregierung Baden-
Württemberg über die Finanzierung des Ausbaus der 
Kleinkindbetreuungsangebote vom 21. Dezember 2007 (2)
• Bedarf bis 2013 zusätzlich rund 60.000 neue Plätze davon in
– Krippen 50 % 30.000 Plätze
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
– altersgemischte Gruppen 30 % 18.000 Plätze
– Kindertagespflege 20 % 12.000 Plätze
• Bedarfsdeckung der erforderlichen zusätzlichen 30.000 Krippenplätze
– 40 % Neubau 12.000 Plätze
– 60 % Umbau 18.000 Plätze
Eckpunkte der Einigung zwischen den 
Kommunalen Spitzenverbänden und der Landesregierung Baden-
Württemberg über die Finanzierung des Ausbaus der 
Kleinkindbetreuungsangebote vom 21. Dezember 2007 (3)
• Entwicklung der Platzzahlen und der Versorgungsquote
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
Jahr 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
Vorauss. Zahl der Kinder unter 3 
Jahren
285.400 280.000 276.500 273.700 271.700 270.500 269.900
Angestrebte Versorgungsquote 11,5% 14,5% 17,5% 22,0% 26,5% 30,5% 34%
Notwendige Betreuungsplätze 32.500 40.600 48.400 60.200 72.000 82.500 91.800
Umsetzung der Investitionskostenbeteiligung des Bundes
ab 2008 im Land Baden-Württemberg
• Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Arbeit und Soziales zur Umsetzung des 
Investitionsprogramms des Bundes „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008-2013 
(VwV Investitionen Kleinkindbetreuung)
• Grundlage: Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern zum 
Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008-2013 vom 
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
18. Oktober 2007
• Verfahrensstand der VwV Investitionen Kleinkindbetreuung:
– Anhörung der Verbände vom 22.01.2008 bis 12.02.2008
– Auswertung der Anhörungsergebnisse
– Entscheidung des Ministerrats Anfang März
– Veröffentlichung des VwV im Gemeinsamen Amtsblatt
– Bundesmittel stehen bereit
Inhalt der VwV Investitionen Kleinkindbetreuung (1)
• Ziel: Bedarfsgerechter Ausbau der Betreuungsangebote für Kinder unter
3 Jahren (Kleinkinder) in Tageseinrichtungen und in der 
Tagespflege bis 2013
Orientierungswert: landesdurchschnittl. Versorgungsgrad: 34 v.H.
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
• Förderzweck: Schaffung neuer, zusätzlicher Betreuungsplätze
• Projektbeginn: Förderfähig sind Investitionsmaßnahmen die frühestens 
am 18. Oktober 2007 begonnen wurden
• Zuwendungsempfänger Förderung von Kindertageseinrichtungen:
– Gemeinden, Zweckverbände, öffentliche Träger derJugendhilfe
– Träger der freien Jugendhilfe
– Betriebe und sonstige Träger von Investitionsmaßnahmen
Inhalt der VwV Investitionen Kleinkindbetreuung (2)
• Zuwendungsempfänger Förderung von Kindertagespflege
– Träger von Kindertagespflege in anderen Räumen (also nicht im Haushalt der 
Tagespflegeperson oder im Haushalt der Eltern)
– Träger der freien Jugendhilfe (z.B. Tagesmüttervereine)
– Tagespflegepersonen (Tagesmütter, Tagesväter)
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
• Förderfähig sind auch Investitionsmaßnahmen die im Rahmen eines Öffentlich-Privaten-
Partnerschaftsmodells (ÖVP/PPP) durchgeführt werden
• Zuwendungsvoraussetzungen sind u.a.
– Maßnahme notwendig zur Deckung des gemeindlichen oder gemeindeübergreifenden 
Bedarfs
– Erfüllung der Vorgaben nach Baurecht und Jugendhilferecht (Betriebserlaubnis)
– Gesamtfinanzierung gesichert
– Bagatellgrenze (5.000 €) ist überschritten
Inhalt der VwV Investitionen Kleinkindbetreuung (3)
• ZuwendungshöheFestbeträge im Wege der Projektförderung:
– Je zusätzlich geschaffenem Platz für U3 in Kindertageseinrichtungen
- bei Neubau 12.000 €
- bei Umbau 7.000 €
- bei Umwandlung 2.000 €
Höchstens 70 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben
Ausbau der Kleinkindbetreuung
DIDACTA         23. Februar 2008 
Ministerium für Arbeit und Soziales
– Je zusätzlich geschaffenem Platz für U3 bei Kindertagespflege in anderen 
geeigneten Räumen
- 2.000 € (höchstens 70 Prozent)
– Ausstattungspauschale für freie Träger in der Tagespflege (z.B. 
Tagesmütterverein)
- 3.000 € (höchstens 70 Prozent)
– Ausstattungspauschale für Tagespflegepersonen je neu geschaffenem Platz U3
- 500 €/Platz  (höchstens 1.500 €)
Inhalt der VwV Investitionen Kleinkindbetreuung (4)
• Antrags- und Bewilligungsverfahren
– Antragstellung bei Bewilligungsbehörde (Regierungspräsidium)
– Bedarfsbestätigung der Standortgemeinde
– bei gemeindeübergreifenden Einrichtungen auch Bestätigung der 
Wohnsitzgemeinde
– Bedarfsbestätigungen in Übereinstimmung mit der Planung des jeweiligen 
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Trägers der öffentlichen Jugendhilfe (Stadtkreis/Landkreis) 
– Antragsfristen für 2008: 15.05.2008 und 15.09.2008
• Berichtspflicht gegenüber Bund/Erfolgskontrolle
– Länder berichten dem Bund jeweils zum 31.10. über die neu eingerichteten 
Plätze
– Zwischenevaluierung im 1. Halbjahr 2011
Änderung der Betriebskostenfinanzierung ab 2009
• Aufwachsende Beträge des Bundes ab 2009
• Land wird seinen bisherigen Finanzierungsanteil von 10 % ab 2009 aufwachsend 
erhöhen bis zu einem Finanzierungsanteil von etwa einem Drittel der Kosten 
(165 Mio. € ab 2014)
• Entwicklung des Bundes- und Landesbeteiligung ab 2009
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J a h r O rig in ä re  
L a n d e s m itte l
B u n d e sm itte l , d ie  d a s  L a n d  
w e ite rg ib t
S u m m e
2 0 0 8 c a . 1 9 K e in e  B u n d e sm itte l v e rfü g b a r c a . 1 9
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• Über die konkrete Ausgestaltung der Betriebskostenfinanzierung von Bund und Land 
haben bereits Gespräche zwischen Land, Kommunalen
Landesverbänden und freien Trägerverbänden begonnen.
2 0 0 9 5 0 1 3 6 3
2 0 1 0 7 3 2 6 9 9
2 0 1 1 9 6 4 5 1 4 1
2 0 1 2 1 1 9 6 4 1 8 3
2 0 1 3 1 4 2 9 0 2 4 1
2 0 1 4 1 6 5 9 9 2 6 4
Ausbau der Betreuungsangebote für Kleinkinder
Personalbedarf und Qualität
• Personalbedarf:
– Ministerrat wird in Bälde über den Personalbedarf und über die daraus 
resultierenden Konsequenzen für die Ausbildung des zusätzlichen Personals und 
die damit verbundenen Kosten beraten.
– Zusätzlicher Bedarf zwischen 5.500 und 7.500 Personen (je nach 
Beschäftigungsumfang)
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• Qualität
– Weiterentwicklung und Konkretisierung des Orientierungsplans für Bildung 
und Betreuung in Kindergärten für díe Kleinkindbetreuung
– vgl. hierzu auch Überlegungen der Landesstiftung für Ausbildung und 
Konzentration der bislang im Kindergarten geförderten Sprachförderangebote 
auf die Kleinkindbetreung.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
Ministerium für Arbeit und Soziales
Anhang V-6
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Aufgaben eines
Gemeindeverwaltungsverbandes (vereinbarte Verwaltungs-
gemeinschaft) in der Fassung vom 28. September 1977




Übersicht über die aktuelle Gestaltung der Entgelttarife der
städtischen Kindertageseinrichtungen in Schwäbisch Hall







Stunden pro Tag, betreut werden, zählen als vollwertig (100%). Kinder mit
einer Betreuungszeit  von 5-7 Stunden, welche auf das typische Teilzeit-
arbeitsmodell eines Elternteils und einer Betreuung zugeschnitten ist, werden
mit einem Gewicht von 70% bereits stark abgewertet. Kinder mit einer
Betreuungszeit von 1-5 Stunden werden nur mit 50% gewertet.
Abbildung 2: Aktuelle und künftige Faktoren zur Gewichtung der
Kinderzahlen nach Betreuungszeit gem. § 29c FAG
Quelle: Städtetag B (2014), R 23629/2014, s. Anhang V-1g.
Der Städtetag Baden-Württemberg hat diese Gewichtungsfaktoren als un-
sachgemäß in Frage gestellt und erreicht, dass für 2015 ein neues, stärker
differenziertes System von Gewichtungsfaktoren gelten wird91. Dieses geht
von einem andersartigen Kostenverlaufsmodell mit geringem Fixkostenanteil
und nahezu linearem Kostenanstieg in Abhängigkeit von der Betreuungszeit
aus (s. Abb. 2). Zahlen einer aktuellen, detaillierten Platzkostenberechnung
des KVJS scheinen einen solchen Kostenverlauf in der Praxis zu belegen.

































Abbildung 3: Deckungsgrad der U3-Platzkosten durch
FAG-Zuweisungen
Quelle: Städtetag BW (2014), Rundschreiben R 23855/2014, s. Anhang V-1f
3.5.2.1.8 Intransparenz der Zuweisungsberechnung
Das Berechnen bzw. Nachvollziehen des individuellen Zuweisungsbetrags für
eine Gemeinde gestaltet sich aufwendig und kompliziert. Einige externe
Daten werden dafür benötigt, sodass eine annähernd zutreffende Kalkulation
erst sehr kurzfristig möglich ist. Durch die Dynamisierung kommt es zu
starken jährlichen Schwankungen hinsichtlich der Zuweisungshöhe. Dies
erschwert eine realistische und verlässliche Planung von Ausbaumaßnahmen
und deren Finanzierung. Die Bereitschaft kommunaler Verantwortlicher,
ambitionierte Entscheidungen hinsichtlich des Betreuungsausbaus zu treffen,
wird dadurch eher gehemmt als befördert. Der Städtetag Baden-Württemberg
hält daher eine Vereinfachung für erforderlich116.
3.5.2.2 Kritik am Verteilschlüssel
Auch hinsichtlich des Verteilschlüssel gilt es, verschiedene grundlegende
Mechanismen zu hinterfragen.
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